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Technische Hochschule Aachen

Der Senat,
Aachen, den 27. 6. 1973
Der vom Senat in seiner Sitzung am 26.4.1973 eingesetzte ad-hoc-Aus-
schuß zur Diskussion der „Allgemeinen Zielvorstellungen für das Bi¬
bliothekswesen in den Gesamthochschulbereichen des Landes Nord¬
rhein-Westfalen" hat in 3 Sitzungen (18.5., 20. und 27. 6.1973) über das
von der Planungsgruppe „Bibliothekswesen im Hochschulbereich Nord¬
rhein-Westfalen" erarbeitete Grundsatzprogramm beraten.
Dem Ausschuß gehörten an:
Prof. Dipl.-Ing. David
Prof. Dr. med. Gillissen
cand. phil. Gramm (Vertreter der Studentenschaft)
Prof. Dr. Klinkenberg (Vorsitzender)
Wiss. Ass. Th. Müller (Vertreter der wiss. Mitarbeiter)
Prof. Dr. Saus
Dipl.-Bibl. Frau Weinert (Vertreterin d. Institutsbibliotheken)
von der Hochschulbibliothek:
Oberbibliotheksrat Dipl.-Ing. Küppers
Ltd. Bibliotheksdirektor Prof. Dr. Lohse
Bibl.-Insp. Frau Schröder
als Gäste:
Prof. Dr. Drees (Päd. Hochschule Aachen)
Fachhochschullehrer Dr. Krönert (Fachhochschule Aachen).

Der Ausschuß war sich bewußt, daß eine definitive Regelung der Bi¬
bliotheksstruktur innerhalb einer zukünftigen Gesamthochschule Aachen
von rechtlichen, räumlichen und organisatorischen Voraussetzungen
abhängig ist, über die z. Z. noch nichts Endgültiges ausgesagt werden
kann. Auch die nach dem Karlsruher Grundsatzurteil entstandene Un¬
sicherheit in verschiedenen Fragen der Hochschulgesetzgebung berührt
das Bibliothekswesen. So mußte sich der Ausschuß darauf beschränken,
einzelne vorwiegend allgemeine Fragen des Bibliothekswesens zu dis¬
kutieren, die sich aus den „Zielvorstellungen" ergeben.

Sehr ausführlich wurde über den Begriff eines einheitlichen Biblio¬
thekssystems beraten (Zielvorstellungen Abs, 1). Die Ausschußmitglie¬
der sprachen sich mit Nachdruck für die Beibehaltung eines zweigleisi¬
gen Bibliothekssystems (Zentralbibliothek und Fachbereichsbibliothe¬
ken bzw. Bibliotheken der Betriebseinheiten) aus. Die folgende im „Ge¬
samtplan für das wissenschaftliche Bibliothekswesen" des Landes Ba-
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den-Württemberg (1973) ausgedrückte Empfehlung wurde als beson¬
ders zweckmäßig bezeichnet: „Nach Abwägen der Vor- und Nachteile
verschiedener Organisationsmöglichkeiten ... hat die Planungsgruppe
ein Modell des Bibliothekswesens entwickelt, in dem Zentralisierung und
Dezentralisierung in einer ausgewogenen Weise miteinander verknüpft
sind." (S.29)

Eine derartige Konstruktion setzt Fragezeichen hinter Formulierungen
der „Zielvorstellungen" des Landes NW im Abschnitt 1.2. Der dort gefor¬
derte einheitliche Personalstellenplan und ein einheitlicher Sachmittel¬
etat binden die Fachbereichsbibliotheken so stark an die zentrale Ebene
der Hochschule und an die Zentralbibliothek, daß den Fachbereichen
und Betriebseinheiten außer der reinen Buchauswahl keinerlei Einfluß
auf ihre bibliothekarischen Einrichtungen undderen Personal mehrbleibt.
Auch die Verteilung der für die Literaturbeschaffung verfügbaren Mittel
soll offenbar zentral gesteuert werden. In diese Konstruktion gehörte fol¬
gerichtig der Direktor des Bibliothekssystems als „Vorgesetzter des im
Stellenplan ausgewiesenen Bibliothekspersonals". Der Ausschuß
schlägt hingegen vor, den gesamten Absatz 1.2 der „Zielvorstellungen"
nach dem Vorbild der Formulierung des Gesamtplans Baden-Württem¬
berg neu zu fassen. Dabei sollte klar herausgestellt werden, daß im Stel¬
lenplan zwischen den Stellen der Zentralbibliothek und denen der Fach¬
bereiche ebenso unterschieden werden muß wie zwischen den Sach¬
mitteln beider Ebenen. Der Direktor des Bibliothekssystems sollte in den
Fachbereichen und Betriebseinheiten nur eine Fachaufsicht und nicht
die Dienstaufsicht ausüben. DieZugänglichkeit aller Buchbestände sollte
mit der Vokabel „grundsätzlich" so relativiert werden, daß nicht die Fach¬
bereiche gezwungen werden, ihre Bücher auszuleihen oder gar in die
Fernleihe zu geben.

Die im Abs. 3.1 (S. 8-10) der „Zielvorstellungen" aufgeführten Funk¬
tionen der Zentralbibliothek wurden für sinnvoll gehalten. Dabei wurde
besonderer Wert auf die Feststellung gelegt, daßdieZentralbibliothekihre
Bestände ausleiht, während die bibliothekarischen Einrichtungen in den
Fachbereichen Präsenzcharakter haben. Eine derartige Abgrenzung der
Aufgaben verbietet-jedenfalls bei der besonderen StrukturdesAachener
Gesamthochschulbereichs-jede Übernahme von Funktionen der Zen¬
tralbibliothek durch sog. Fachbibliotheken: Abs. 3.2 (S. 12).

Es wurde bedauert, daß die in dem „Gesamtplan" des Landes Baden-
Württemberg und schon vorher (1970) in dem von Prof. Lohse der Lan¬
desregierung zum Bibliothekswesen an den Universitäten des Landes
NW erstatteten Gutachten gebrauchte Definition „Zweigbibliothek der
zentralen Hochschulbibliothek" in den „Zielvorstellungen" fehlt. Es ist
dieses die in Aachen für die Klinische Medizin mit Erfolg praktizierte Lö¬
sung, die ähnlich für die Medizin in Köln und für die Landbauwissen¬
schaften in Bonn gilt. Der Vertreter der Medizinischen Fakultät in dem
ad-hoc-Ausschuß (Prof. Gillissen) hat ausdrücklich für den Fortbestand
dieses Modells plädiert.

Eingehend beschäftigte sich der Ausschuß mit der Frage von literari¬
schen Handapparaten am Arbeitsplatz: 3.2 (3). Es bestand Einigkeit dar¬
über, daß es für dieses Problem keine verbindliche Lösung gibt, weil nie¬
mand in der Lage ist, alle in Frage kommenden Möglichkeiten vorauszu¬
sehen und weil eine Kontrolle der verschiedenen Handhabungen unmög¬
lich erscheint.

Als eine Angelegenheit von zentraler Bedeutung wird die Frage des
Verhältnisses der Bibliotheken des Bibliothekssystems einer Gesamt¬
hochschulbibliothek zur akademischen Selbstverwaltung betrachtet:
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Abs. 4.1 (S. 15-16). Die Zielvorstellungen beschreiben die hierzu erwar¬
tenden Schwierigkeiten mit dem Satz: „In der GSH-Bibliothek treffen un¬
terschiedliche Interessen zusammen, die durch angemessene Beteili¬
gung am Entscheidungsprozeß zu berücksichtigen sind." An diesem
Entscheidungsprozeß sollen zentrale und dezentrale Gremien ebenso
mitwirken wie der Bibliotheksdirektor als verantwortlicher Leiter des ge¬
samten Bibliothekssystems. Der Ausschuß hat die große Sorge, daß eine
solche Lösung nicht praktikabel ist. Er bevorzugt eine unmißverständ¬
liche, allen Zufälligkeiten entzogene Festlegung der Kompetenzen. Die
Zentralbibliothek hat ohnehin wegen ihrer über die Hochschule hinaus¬
gehenden Aufgaben und ihrer verwaltungsrechtlichen Struktur gegen¬
über den Bibliotheken der Fachbereiche bzw. Betriebseinheiten eine
besondere Stellung. Der Ausschuß schlägt vor, daß dieses auch zukünf¬
tig so bleibt, die Bibliotheken der Fachbereiche und der Betriebseinhei¬
ten aber voll in die Selbstverwaltung integriert werden.

Auf diese Weise könnte der Einfluß von Forschung und Lehre auf die
aktuellen Aufgaben der dezentralen bibliothekarischen Einrichtung am
besten gewährleistet werden, während die Zentralbibliothek von den
häufig wechselnden Interessen der einzelnen Forscher und ihrer Mitar¬
beiter unabhängig bleibt und damit das Prinzip der Kontinuität verkör¬
pert.

Der Ausschuß bittet, diese Stellungnahme dem Minister für Wissen¬
schaft und Forschung im Original vorzulegen.

Universität Bielefeld

Rektorat,
Der Rektor,
Bielefeld, den 17.9.1973
Zu den „Allgemeinen Zielvorstellungen für das Bibliothekswesen in den
Gesamthochschulbereichen des Landes NRW" vom 2. März 1973 (AZ) der
Planungsgruppe „Bibliothekswesen im Hochschulbereich des Landes
NRW" nimmt die Universität Bielefeld wie folgt Stellung:

Vorbemerkung: Abgesehen von den noch im ersten Stadium des Auf¬
baus befindlichen fünf neuen Gesamthochschulen dürfte die Universi¬
tätsbibliothek Bielefeld die einzige Universitätsbibliothek in Nordrhein-
Westfalen sein, die ein einheitliches Bibliothekssystem im Sinne der AZ
praktiziert. Aus dieser Tatsache resultiert, daß der Standpunkt einer vor¬
urteilsfreien Bewertung nur zum Teil eingenommen werden kann.

Die Universität Bielefeld begrüßt im Grundsatz nachdrücklich, daß
die AZ ein einheitliches Bibliothekssystem im Sinne von Ziff. 1.2 zum
Ausgangspunkt aller weiteren Überlegungen machen. Sie ist der Auffas¬
sung, daß das dualistische System unabhängig voneinander geführter
Instituts- oder Seminarbibliotheken einerseits und einer Zentralbibliothek
andererseits zu einer hinsichtlich des ökonomischen Personal- und Mit¬
teleinsatzes sowie der Qualität des bibliothekarischen Service optimalen
Literaturversorgung einer Hochschule untauglich ist. In Einzelheiten, auf
die unten eingegangen wird, weicht die Universität Bielefeld jedoch von
den Empfehlungen der AZ ab, vor allem, weil diese den folgenden Aspek¬
ten nicht oder nicht in wünschenswertem Umfang Rechnung tragen:
1. Das Bibliothekssystem einer Hochschule muß in allen seinen Teil¬
systemen die Bedürfnisse wissenschaftlicher Forschung und Lehre er¬
füllen können. Es darf mögliche Tendenzen der Gesamthochschule zu
einer Zweiteilung der Bereiche Forschung und Ausbildung nicht ab- oder
gar vorbilden.
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2. Den Fakultäten muß eine institutionalisierte Einflußnahme auf das
Bibliothekswesen der Gesamthochschule in einem Umfang zugestanden
werden, der dem Vorrang der Bibliothek unter den Instrumenten von
Forschung und Lehre entspricht.

Die folgende Stellungnahme zu den Einzelheiten der AZ schließt sich
an die Abfolge des Textes an.
Zu 0.2: Die Realisierung der auf die Gesamthochschule gerichteten Ziel¬
vorstellungen setzt voraus, daß vor Eintritt in die konkrete bibliotheka¬
rische Planung die disziplinäre Struktur der Gesamthochschule und die
von ihr angebotenen Studiengänge hinreichend geklärt sind.
Zu 2.1: Der Aufgabenkatalog wird insgesamt akzeptiert. Die Beschaffung
und Verwaltung (vgl. dazu Ziff. 3.1 (5)) audio-visueller Materialien durch
die Bibliothek darf jedoch nicht die Funktion der auf diese Materialien
angewiesenen Einrichtungen beeinträchtigen.
Zu 2.3: Durch die „örtliche und überörtliche Versorgung mit wissen¬
schaftlicher Literatur" darf die Arbeit der Hochschulangehörigen nicht
behindert werden. Für andere Benutzer hat die Hochschulbibliothek sub¬
sidiäre Funktionen.

Die wichtigste „Bielefelder Alternative" zu den AZ (vgl. Ziff. 0.1) ist die
„Bibliothekszentrale" im Gegensatz zu der „zentralen Bibliothek" der AZ
(vgl. Ziff. 3). Letztere ist eine Teilbibliothek mit umfangreichen Beständen
(vgl. Ziff. 3.1 (4)). Ihre Hauptfunktionen sind die Verwaltung des gesamten
Bibliothekssystems sowie seine Planung und Organisation und die „zen¬
trale Buchbearbeitung: Erwerbung, Katalogisierung, einband- und buch¬
technische Arbeiten" (vgl. Ziff. 3.1 (1) und 3.1 (3)). In der Bielefelder Kon¬
zeption hat die „Bibliothekszentrale" die gleichen Funktionen wie die
„zentrale Bibliothek". Sie ist jedoch im Vergleich zu letzterer nur in sehr
eingeschränktem Maße Aufstellungsort von Büchern. Dies ist der Hinter¬
grund, vor dem die folgenden Anmerkungen zu den AZ gesehen werden
müssen.
Zu 3.1: a) Die Universität hält am Prinzip der dezentralen Aufstellung der
gesamten Literatur fest, d. h. auch die Magazinierung von Literatur er¬
folgt in den Fakultätsbibliotheken (in Bielefeld in der Form, daß dafür
Aufstellungsbereiche mit kleinerem Flächenstandard im Vergleich zu
denen für die aktuelle Literatur vorgesehen werden). Dadurch wird nach
ihrer Auffassung verhindert, daß infolge der Schwierigkeit, sog. minder¬
wichtige Literatur auszusondern, forschungsintensive Bestände in ein
zentrales Magazin abwandern und damit dem Forscher nicht mehr in
wünschenswerter Weise zuhanden sind. Ein zentrales Magazin von be¬
schränkter Aufnahmefähigkeit für „unvorhergesehene Fälle" ist in der
Bauplanung vorgesehen.
b) Die Ortsausleihe ist nach der Bielefelder Bibliothekskonzeption eine
in die dezentralen Benutzungsbereiche (Fakultätsbibliotheken) verla¬
gerte Funktion. Sie kennt demzufolge keine „zentrale Ausleihbibliothek"
im Sinne der AZ, d. h. die Ortsausleihe kann in keinem Fall von der Bi¬
bliothekszentrale übernommen werden. In diesem Zusammenhang lehnt
die Universität- im Gegensatz zu den AZ, die dies unter bestimmten Be¬
dingungen anheim stellen (vgl. Ziff. 3.1,3.1 (3) und 3.2 (4))-grundsätz¬
lich die Übertragung von Funktionen der Bibliothekszentrale an Fakul¬
tätsbibliotheken und umgekehrt ab.
Zu 3.1 (4): a) Der Buchbestand der Bielefelder Bibliothekszentrale soll
sich auf das in den AZ, Ziff. 3.1 (4), 3. Spiegelstrich, aufgeführte Material
beschränken. Dazu können in gewissem Umfang Bestände kommen, die
nicht ohne Rest auf die Fakultätsbibliotheken aufteilbar sind, z. B. Akade-
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mieschriften. Fachbibliographien gehören grundsätzlich in die Fakul¬
tätsbibliotheken; Mehrfachexemplare davon stehen im Informationszen¬
trum der Bibliothekszentrale, soweit sie für den Bibliographier- und
Signierdienst unentbehrlich sind.
b) Die Universität hält die Einrichtung einer zentralen Lehrbuchsamm¬
lung gemäß AZ, Ziff. 3.1 (4), 2. Spiegelstrich, für eine Maßnahme, die eine
Zweiteilung des Hochschulbetriebs in einen Forschungssektor und einen
bloßen Ausbildungssektor begünstigen würde. Sie empfiehlt aus diesem
Grunde die Placierung von Lehrbüchern - bei wahlweiser Aufstellung an
einer Stelle oder Verteilung entsprechend der Fachsystematik- in den
Fakultätsbibliotheken.
Zu 3.2 (1): Die Bildung gemeinsamer Fachbibliotheken wird unter den
Voraussetzungen homogener Fachstrukturen und günstiger räumlicher
Zuordnung zu den Arbeitsräumen der beteiligten Fakultäten sowie unter
dem Aspekt ökonomischen Personal- und Mitteleinsatzes für empfeh¬
lenswert gehalten. Jedoch darf dies nicht zur Aufhebung spezifischer
Fachinteressen führen.
Zu 4.1: a) Das „übergeordnete Gesamtinteresse des einheitlichen Biblio¬
thekssystems" wirkt in der in Klammern angegebenen Spezifikation kon¬
struiert. Das Gesamtinteresse der Bibliothek kann nur in der in ein Aus¬
gleichsverhältnis gesetzen Summe der Einzelinteressen bestehen,
b) Die von den AZ empfohlene „Entscheidungsstruktur aus dezentralen
und zentralen Zuständigkeiten" muß die Kompetenz der Fakultäten be¬
reits bei der Koordinierung einbeziehen.
Zu 4.2: Der Ausdruck „einheitliche Benutzungsformen" kann in dem
Sinne gedeutet werden, daß die Bibliotheksbenutzung einem starren
Katalog von Regulationen unterliegt, die auf fakultäts- und ausbildungs¬
spezifische Unterschiede hinsichtlich der „Buchintensität" keine Rück¬
sicht nehmen. Offenbar ist allerdings gemeint, daß bestimmte Benut¬
zungsformen (z. B. Ausleihe in der von der Bibliothek vorgeschriebenen
Form, Einhaltung der Leihfrist) von allen Benutzern gemeinsam beachtet
werden müssen.
Zu 5.1: Die Universität befürchtet, daß solche „Modelle" und „Richt¬
werte" dazu führen, den Fakultäten zumindest die Größe ihrer Bibliothek
vorzuschreiben und sie damit in der Ausübung von Forschung und Lehre
einzuengen. Dagegen werden Gutachten zur bibliothekarischen Aus¬
stattung von Fakultäten oder Fachbereichen unter maßgeblicher Betei¬
ligung von Fachwissenschaftlern und unter Zugrundelegung der jeweili¬
gen Arbeitsschwerpunkte der Fakultäten oder Fachbereiche für eine not¬
wendige Planungshilfe gehalten.
Zu 6: Die Universität tritt für alle z. Z. möglichen Schritte zur Einleitung
und Förderung eines einheitlichen Bibliothekssystems der Gesamthoch¬
schule ein. Dabei muß jedoch eine Störung des Betriebs der noch mitten
im Aufbau befindlichen Universitätsbibliothek unbedingt vermieden wer¬
den. Als praktikabler Weg einer schrittweisen Integration wird vorge¬
schlagen, daß sich die bibliothekarischen Einrichtungen des Gesamt¬
hochschulbereichs an der organisatorisch und bestandsmäßig am wei¬
testen fortgeschrittenen Bibliothek orientieren. Dies kann z. B. dadurch
realisiert werden, daß Bibliothekare der Pädagogischen Hochschule und
der Fachhochschule zu Dienstbesprechungen und Planungsgesprächen
der Universitätsbibliothek zugezogen werden. Ferner wird die baldige
Einrichtung einer gemeinsamen Planungskommission aus Vertretern
aller bibliothekarischen Einrichtungen des Gesamthochschulbereichs
empfohlen.
Zu 7: Die Empfehlungen der AZ zur Einrichtung von Verbundsystemen
und überregionalen Dienstleistungszentren werden ohne Vorbehalt be¬
grüßt.
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Universität Bochum

Rektorat,
Bochum, den 11. 7. 1973
Die Ruhr-Universität Bochum gibt zu den „Allgemeinen Zielvorstellun¬
gen für das Bibliothekswesen in den Gesamthochschulbereichen des
Landes Nordrhein-Westfalen" folgende Stellungnahme ab:
Zu 0: Bezüglich des Rechtscharakters der Zielvorstellungen muß klar
zum Ausdruck gebracht werden, daß die beabsichtigten Maßnahmen die
Satzungsautonomie der Universitäten nach § 37 HSchG nicht ein¬
schränken.
Überlegungen zur Effektivität des Bibliothekssystems dürfen sich nicht
auf Gesichtspunkte der Wirtschaftlichkeit von Anschaffung und Verwal¬
tung beschränken; sie müssen von den Belangen der Benutzer aus¬
gehen.
Zu 1.1: Neben den „gemeinsamen und gleichartigen Aufgaben der bi¬
bliothekarischen Einrichtungen" müssen die unterschiedlichen Anforde¬
rungen, die diese Einrichtungen zu befriedigen haben, gesehen werden.
Die beabsichtigten Regelungen dürfen daher nicht zu eng gefaßt wer¬
den, damit der Verschiedenartigkeit der bibliothekarischen Einrichtun¬
gen im organisatorischen Bereich Rechnung getragen werden kann.
Zu 1.2: Der Direktor der GHB-Bibliothek sollte nicht Vorgesetzter des im
Stellenplan ausgewiesenen Bibliothekspersonals sein. Seine bibliotheks¬
fachliche Aufsicht über alle im Gesamthochschulbereich tätigen Kräfte
reicht aus, um ein einheitliches Bibliothekswesen zu erlangen.
Der letzte Halbsatz von 1.2 sollte deshalb ersatzlos gestrichen werden.
Zu 3.1: Es ist darauf zu achten, daß die in 3.1 getroffene Feststellung, die
zentrale Bibliothek könne Teile ihrer Funktionen auf Grund örtlicher Ge¬
gebenheiten oder struktureller Verhältnisse an Fachbibliotheken über¬
tragen, keine zu enge Auslegung nach formalen Kriterien erfährt. Die
Einrichtung von Fachbibliotheken sollte den räumlichen und sachlichen
Bedürfnissen angepaßt sein und für notwendige Differenzierungen Raum
lassen.
Zu 3.2 (1): Die Forderung „Für räumlich benachbarte und aufeinander
bezogene Fächer und Fachbereiche sind gemeinsame Bibliotheken als
Fachbibliotheken anzustreben, um ..." muß flexibel zu handhaben sein.
Um eine effektive Benutzung zu gewährleisten, dürfen keine zu großen
Einheiten gebildet werden.
Ferner sollte die Möglichkeit bestehen, Fachbibliotheken in Unterabtei¬
lungen standortmäßig aufzugliedern, wenn es die Bedürfnisse erfordern.
Zu 3.2 (3): Die Unterscheidung zwischen zeitlich befristeten Arbeitsappa¬
raten und zeitlich unbefristeten Handapparaten kann entfallen. Der ge¬
meinsame Bezugspunkt ist, daß sie für bestimmte Forschungs- und Lehr¬
vorhaben eingerichtet werden.
3.2 (3) sollte daher folgende Fassung erhalten: „Für bestimmte For¬
schungs- und Lehrvorhaben können Arbeitsapparate am Arbeitsplatz
eingerichtet werden. Ihr Bestand ist begrenzt und als Teil der Fachbiblio¬
thek in den Katalogen nachgewiesen."
Zu 4.1: Der Abschnitt über die Einrichtung eines Bibliotheksausschusses
sollte folgendermaßen lauten: „In grundsätzlichen Fragen des Biblio¬
thekssystems wirkt neben dem Bibliotheksdirektor ein Bibliotheksaus¬
schuß mit. Das gilt insbesondere für
- den Entwurf von Bibliothekssatzungen und Benutzungsordnungen
- Anträge, die Struktur-, Entwicklungs- und Ausstattungspläne des
Bibliothekssystems und deren Fortschreibung betreffen
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- die jährlichen Anmeldungen für den Haushaltsvoranschlag und
- Vorschläge für die Mittelverteilung innerhalbdesBibliothekssystems."

Durch diese Neuformulierung anstelle des Satzes „Ein Bibliotheks¬
ausschuß ... Bibliothekssystems" soll sichergestellt sein, daß die in der
Universitätssatzung festgelegten Leitungsgremien, die auch über die
Verteilung der Mittel im Universitätsbereich entscheiden, in ihrer Rechts¬
stellung nicht beeinträchtigt werden.

Zusätzlich müßte der Hinweis in die Zielvorstellungen aufgenommen
werden, daß die entscheidungsbefugten zentralen Gremien bei der Be¬
handlung der o. a. Punkte den Direktor der GHB-Bibliothek und den Bi¬
bliotheksausschuß hören müssen.
Zu 4.2: Entsprechend der Änderung zu 1.2 letzter Satz ist in der vorletzten
Zeile „zentrale Steuerung des Personaleinsatzes" ersatzlos zu streichen.
Zu 7.4: Zur Vermeidung von Mißverständnissen hinsichtlich der Be-
nutzbarkeit der Buchbestände sollte die letzte Zeile des 2. Absatzes
.....Beständen aller GHB-Bibliotheken ..." durch den Zusatz „im Leih¬
verkehr" erweitert werden.

Universität Bonn

Bibliothekskommission,
Bonn, den 26. 6. 1973
In einer eigens dazu einberufenen Sitzung hat sich die Bibliotheks-Kom¬
mission mit den o. g. Zielvorstellungen der Planungsgruppe des Mini¬
sters für Wissenschaft und Forschung NRW beschäftigt. Das in dieser
Form genehmigte Ergebnisprotokoll darf ich als Stellungnahme zu den
generellen Fragen überreichen:
1. Die Kommission begrüßt alle Kooperationsmaßnahmen, die gleich¬
zeitig zu einer geeigneteren Verteilung der vorhandenen Mittel führen, sie
macht jedoch ausdrücklich darauf aufmerksam, daß die für die Erfüllung
dieser Aufgaben notwendigen personellen und sachlichen Mittel bereit¬
gestellt werden müssen.
2. Die Kommission befürwortet ausdrücklich das in den Empfehlungen
zum Ausdruck kommende zweigleisige Bibliothekssystem und lehnt ein
eingleisiges Modell für die Universität Bonn ab.
3. Die Kommission befürwortet den Aufgabenkatalog der GHB-Biblio¬
thek und ihre Gliederung (S. 6-10), möchte aber auf S. 7 den 2. Satz er¬
gänzt wissen: „. .. Bedarf für Forschung und Lehre richten."
4. Die Kommission hat große Bedenken, daß die mögliche Zusammen¬
legung von kleineren Bibliotheken (Institutsbibliotheken) zu größeren
Einheiten (Fachbibliotheken)
a) zu einer Reduzierung der Mittel und
b) zur Vernachlässigung kleinerer, spezieller und besonders forschungs¬
intensiver Fächerführt.

Im übrigen müsse in dieser Frage die Stellungnahme der ebenfalls
angeschriebenen Fakultäten abgewartet werden.
5. Die Kommission hat keine Bedenken, durch Abgabe von veralteten Be¬
ständen an Fachbibliotheken bzw. an die Universitätsbibliothek die Ar¬
beitsapparate effektiver zu gestalten.
6. Die Kommission stimmt der bibliotheksfachlichen Aufsicht der GHB-
Bibliothek durch den Bibliotheksdirektor zu, hat jedoch Bedenken, wenn
sich die Leitung auch auf die Buchauswahl erstrecken sollte. Dr. Lohse
erläutert bei dieser Gelegenheit, daß dies sicher nicht der Sinn der Ziel¬
vorstellungen sei.

Zu Einzelfragen, soweit sie ebenfalls im Protokoll festgehalten sind,
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wurde u. a. folgendes aufgeführt:
1. Eine aktive Dokumentation, d. h. eine ausgiebige Information, kann
wohl nur aus den Fachbibliotheken heraus erfolgen (Prof. Müller).
2. Vor einer Aufteilung der Mittel auf einen getrennten Buch- und übri¬
gen Sachetat bei den Naturwissenschaften sei dringend zu warnen (Prof.
Bergerhoff).
3. Zur Frage der Abstimmung über den Buchkauf zwischen den Biblio¬
theken fehlten weitgehend konkrete Vorstellungen (Prof. Schräge).
4. Eine endgültige Abstimmung über die Zielvorstellungen mit sehr viel
mehr Gewicht könne erst nach Vorliegen der neuen Bonner Satzung statt¬
finden (Prof. Pohl).

Außerdem wurde betont, daß die Tatsache der jetzigen bibliotheka¬
rischen Unterversorgung der Pädagogischen Hochschule nach Realisie¬
rung eines Gesamthochschulbereiches auch nachteilige Folgen für die
Fachbibliotheken (Nivellierung nach unten) haben könne.

Universität Bonn
Katholisch-Theologische Fakultät,
Bonn, den 13. 6. 1973
Die Katholisch-Theologische Fakultät hat auf ihrer Sitzung am 6. Juni
1973 die „Allgemeinen Zielvorstellungen für das Bibliothekswesen" bera¬
ten und nimmt hierzu wie folgt Stellung:
1. Die Fakultät befürwortet nachdrücklich das in den Zielvorstellungen
zum Ausdruck kommende zweigleisige Bibliothekssystem und lehnt ein
eingleisiges Modell für die Universität Bonn ab.
2. Die Fakultät begrüßt Kooperationsmaßnahmen, die zu einer effektive¬
ren Nutzung der vorhandenen Mittel führen. Sie bejaht eine gegenseitige
Abstimmung beim Erwerb von Zeitschriften und von sehr teuren Werken.
Nach erfolgter Abstimmung soll jedoch in umstrittenen Fällen das Recht
der einzelnen Instituts- und Seminarbibliotheken gewahrt bleiben, selbst
über die endgültige Anschaffung und Aufstellung dieser Werke zu ent¬
scheiden.
3. Eine Kooperation hängt wesentlich davon ab, daß der Universitäts¬
bibliothek die erforderlichen personellen und sachlichen Voraussetzun¬
gen gegeben werden, das seit vielen Jahren anstehende Desiderateines
Zentralkatalogs der Bestände aller bibliothekarischen Einrichtungen an
der Universität Bonn erfüllen zu können.
4. Nach Abs. 2.2 der Zielvorstellungen ist vorgesehen, daß die Literatur¬
auswahl sich nach dem voraussichtlichen Bedarf richten soll. Es wäre
eindeutig zu klären, daß dieser Bedarf nicht aufgrund statistischer Be¬
rechnungen von Studentenzahlen oder Ausleihzahlen in den einzelnen
Fachgebieten zu ermitteln ist, sondern nach den aus Forschung und
Lehre anstehenden Erfordernissen.
5. Nach Abs. 3.1 der Zielvorstellungen kann die zentrale Bibliothek auch
Funktionen von Fachbibliotheken übernehmen. Die Katholisch-Theolo¬
gische Fakultät vermißt hier Angaben darüber, ob hierunter nur Einzel¬
funktionen von Fachbereichen zu verstehen sind, an welche Einzelfunk¬
tionen dabei gedacht wird und wer über diese Funktionsverlagerung ent¬
scheidet.
6. Die Fakultät spricht sich gegen einen Zusammenschluß der bestehen¬
den Instituts- und Seminarbibliotheken zu einer Fach-oder Fachbereichs¬
bibliothek aus und ebenso gegen die Übertragung der Etathoheit an den
Fachbereich. Die Fakultät befürchtet, daß
a) Fächer mit geringeren Studentenzahlen und forschungsintensive
Fächer sehr benachteiligt werden könnten,
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b) Instituts- und Seminarbibliotheken, die sehr gute Arbeitsinstrumente
darstellen, verkümmern und keine zuverlässige Hilfe mehr sind,
c) die Berufung von hochqualifizierten Lehrstuhlbewerbern aufgrund
der befürchteten Entwicklung sehr erschwert wird, zumal bei Beruf ungs-
vereinbarungen kaum noch mit nennenswerten Etatzusagen zu rechnen
ist, und
d) der Etat einer Fachbibliothek leichter zu kürzen oder in geringerem
Umfang den steigenden Kosten anzupassen ist als die Etats einzelner In¬
stituts- und Seminarbibliotheken.
7. Nach Abs. 3.2 Ziff. 1 der Zielvorstellungen soll die Fachbibliothek äl¬
tere und weniger benutzte Bestände an die zentrale Bibliothek abgeben.
Dieser Forderung können Geisteswissenschaften nur in einem sehr be¬
grenzten Umfang nachkommen.
8. Die Fakultät begrüßt eine zeitliche Begrenzung und umfangmäßige
Beschränkung von Arbeitsapparaten am Arbeitsplatz, die nicht als Be¬
standteil einer Präsenzbibliothek jedem Benutzer zugängig sind.
9. Die Katholisch-Theologische Fakultät stimmt der bibliotheksfach¬
lichen Aufsicht der GHB-Bibliothek durch den Bibliotheksdirektor weit¬
hin zu, lehnt aber dessen Beteiligung bei Berufungsvereinbarungen und
bei der Vergabe der Etats an die Instituts- und Seminarbibliotheken bzw.
an die von den Zielvorstellungen vorgesehenen Fachbibliotheken ab.

Universität Bonn

Philosophische Fakultät,
Bonn, den 28. 6. 1973
Die „Allgemeinen Zielvorstellungen" sind offensichtlich schon in Kennt¬
nis vieler Einwände gegen den Plan einer Zentralbibliothek abgefaßt.
Dennoch hält es die Philosophische Fakultät für geboten, eigens zu den
„Vorstellungen" Stellung zu nehmen, weil ihnen das Verständnis für die
Notwendigkeiten in Lehre und Forschung einer philosophischen Fakultät
abgeht, wie schlaglichtartig die Aufforderung, „ältere Zeitschriftenjahr¬
gänge und selten benötigte Literatur abzugeben", zeigt.

Sowohl im Studium, wie bei wissenschaftlichen Arbeiten ist eine
systematisch geordnete, sachgerechte umfangreiche Präsenzbibliothek
unerläßlich. Nur der direkte Zugang zu einer solchen Institutsbibliothek
gewährleistet eine rasche und weitausgreifende Orientierung und ver¬
mittelt die eingehende und anschauliche Kenntnis von Forschungsgang,
Problem und Sachlage, die Voraussetzung jeder wissenschaftlichen Ar¬
beit ist. „Lexika und Bibliographien sowie grundlegende und häufig be¬
nutzte Werke allein" führen fast zwangsläufig zu einer Verengung und
Simplifizierung. Außer diesen allgemeinen Bedenken, verhindert die be¬
sondere Bonner Situation die Durchführung der in dem genannten
Schriftstück vorgetragenen Pläne.
1. Viele Instituts- und Seminarbibliotheken der Universität Bonn haben
in jahrzehntelangem Aufbau nicht bloß einen sehr großen Umfang er¬
reicht, es wurden durch ihren sehr speziellen Charakter, ihre Ausrichtung
auf bestimmte Probleme und ihre sachliche Geschlossenheit unentbehr¬
liche Forschungsstätten geschaffen.
2. Die räumlichen Gegebenheiten machen ohnehin in Bonn auf lange
Zeit eine Verwirklichung auch nur eines Teiles der „Zielvorstellungen"
unmöglich.

Die „Zielvorstellungen" rechnen zwar mit beträchtlichen Schwierig¬
keiten, unterschätzen diese aber für Bonn bei weitem. Hier wäre ein Auf¬
bau einer Zentralbibliothek bei Auflösung oder Reduzierung der bisheri-
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gen Institutsbibliotheken nicht nur mit einem ungeheuren finanziellen
und personellen Aufwand verbunden, sondern würde auchdieForschung
und Lehre auf lange Zeit in unerträglichem Maße erschweren und beein¬
trächtigen. Aus diesen Gründen ist die für besondere Fälle gedachte
Kannbestimmung (§ 3.2.4) in Bonn als Regelfall anzusehen.

Im einzelnen ist zu bemerken:
1. Die Seminare begrüßen durchaus den Vorschlag, ihre Bestände allen
Universitätsangehörigen zur Verfügung zu stellen, so wie es bisher schon
in der Regel der Fall war. In vielen Fachbibliotheken ist Fotokopieren
möglich. Ein Leihverkehr wird in Ausnahmefällen gestattet. Der Charak¬
ter der Präsenzbibliothek ist jedoch zu wahren.
2. Räumlich und fachlich benachbarte Institutsbibliotheken zusammen¬
zulegen, ist in einzelnen Fällen bei sorgfältiger Prüfung der Vor- und
Nachteile sicher möglich.
3. Einheitliche Benutzungsformen und formale Äußerlichkeiten sollen
zentral geregelt sein. Eine bibliotheksfachliche Aufsicht kann sich nur auf
den äußeren Rahmen und etwa Fragen der Sicherheit beziehen. Die Fort-
und Weiterbildung des Bibliothekspersonals in Kursen wird begrüßt.
4. Die Einrichtung eines Zentralkatalogs aller Seminar- und Instituts¬
bibliotheken ist grundsätzlich erwünscht.
5. Bei Beschaffungen soll eine Institutsbibliothek in Kenntnis der Be¬
stände der Zentralbibliothek, jedoch mit Rücksicht auf die eigenen Erfor¬
dernisse, entscheiden. Erwerb durch eine zentrale Kommission oder eine
Beschaffungsstelle würde zu einer derartigen Verzögerung und Vernach¬
lässigung einzelner Forschungsbereiche führen, daß das angesprochene
Ziel einer gutausgerichteten Bibliothek zu Forschung und Lehre mit
Sicherheit verfehlt würde. Eine zentrale Buchbearbeitung wird sich nicht
durchhalten lassen.
6. Die Ausführungen über die verschiedenen Gremien und Kommissio¬
nen zeichnen die ganze Situation viel zu einfach und ausschließlich aus
der Sicht des bibliothekstechnischen Fachmannes. Die starke Stellung
der Bibliotheksbeamten gegenüber den Angehörigen von Forschung und
Lehre, die zentrale Steuerung des Personal ei nsatzes können nicht hinge¬
nommen werden. Schließlich sollte die Forschung noch bestimmen kön¬
nen, wie rasch und welche Bücher sie braucht.

Universität Bonn

Landwirtschaftliche Fakultät,
Bonn, den 5. 7. 1973
In der Sitzung vom 4. Juli 1973 und zuvor schon am 6. Juni 1973 hat sich
die Fakultät mit den Zielvorstellungen für das Bibliothekswesen befaßt.
Die dabei und bei mehreren speziellen Debatten geäußerten verschiede¬
nen Grundgedanken und Einzelmeinungen lassen sich auf folgenden ge¬
meinsamen Nenner bringen:
1. Die Fakultät diskutierte die Entscheidung des Ministers für ein zwei¬
gleisiges Bibliothekssystem in der Hoffnung, daß damit für Forschung
und Lehre die fachspezifischen Belange zumindest im Prinzip bewahrt
bleiben.
2. Gegen die Zusammenlegung der bestehenden und gut funktionieren¬
den Institutsbibliotheken zu den sogenannten „Fachbibliotheken" wur¬
den erhebliche Bedenken erhoben; als Zielvorstellung wurden die „Fach¬
bibliotheken" allerdings vorwiegend anerkannt.
3. Es wird unterstellt, daß die sogenannten „Apparate am Arbeitsplatz"
sowie die Handbibliothek des Hochschullehrers nach wie vor den schnei-
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len Zugriff zur aktuellen Literatur ermöglichen und mit ausreichenden
Budgetvollmachten ausgestattet sind.

Universität Dortmund

Der Rektor,
Dortmund, den 19. 9. 1973
Zu den Bezugserlassen berichte ich, daß die Zielvorstellungen praktisch
dem Dortmunder Bibliotheksmodell entsprechen und somit nur nach¬
drücklich unterstützt werden können.

Im übrigen hat der Direktor der Universitätsbibliothek, Herr Dr. Wehe¬
fritz, die Zielvorstellungen miterarbeitet.

Universität Düsseldorf

Bibliothekskommission,
Düsseldorf, den 13. 7. 1973
Die Bibliothekskommission stimmt dem in den Zielvorstellungen ent¬
wickelten Konzept eines einheitlichen, bedarfsgerechten Bibliotheks¬
systems im Grundsatz zu. In einigen Punkten erscheint ihr eine andere
Akzentuierung bzw. Klärung angebracht. Diese Punkte sind folgende:
1. Wichtiger noch als die strukturellen Überlegungen zum Bibliotheks¬
system ist die Anerkennung des Prinzips, daß die Literaturversorgung un¬
mittelbar am Ort der Lehre und Forschung durch entsprechende finan¬
zielle und personelle Ausstattung des Bibliothekssystems sichergestellt
sein muß, damit der bisherige wissenschaftliche Standard der Hoch¬
schulen gehalten wird. Dieser Punkt sollte in den Ziffern 3.2 und 5 mit
größtem Nachdruck betont werden.
2. Der letzte Satz von Ziffer 4.1 sollte sich auf den Grundsatz der Ab¬
stimmung zwischen Fachvertretern und Bibliothekaren in Buchaus¬
wahl- und Aufstellungsfragen beschränken, ohne die Organisationsform
festzulegen, dies, um die Zahl der Gremien nicht unnötig zu vermehren.
3. Unter Ziffer 7 muß ausdrücklich festgestellt werden, daß die beab¬
sichtigte Zentralisierung von Dienstleistungen durch das Hochschul-
bibliothekszentrum auf keinen Fall auf eine Zentralisierung der Literatur¬
beschaffungen hinauslaufen darf. Die Literaturauswahl und eine Be¬
schaffungsorganisation, die die schnellstmögliche Verfügbarkeit der zu
erwerbenden Werke sicherstellt, sind unverzichtbare Kompetenzen der
einzelnen Hochschule.
4. Bei Ziffer 2.2 sollte das Ziel einer möglichst schnellen Ausleihe aus¬
drücklich mit dem Begriff „Sofortausleihe" verdeutlicht werden.
5. Der Passus über die Beteiligung an überregionalen Literaturbeschaf¬
fungsprogrammen wie dem der DFG sollte positiv formuliert werden.

Universität Münster

Rektorat,
Der Kanzler,
Münster, den 20. 3.1974
Der Senat der Westfälischen Wilhelms-Universität konnte aus Gründen,
die Anlaß für meine Bitte um Fristaufschub im Bericht vom 20.9. 73
waren, erst in seiner Sitzung am 11. 3.1974 über die allgemeinen Ziel¬
vorstellungen des Wissenschaftsministers für das Bibliothekswesen in
den Gesamthochschulbereichen des Landes Nordrhein-Westfalen end¬
gültig beraten. Er hat sich, wenn auch seinen Erörterungen die im fol-
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genden wiedergegebenen Ausführungen des Bibliotheksausschusses
zugrunde lagen, nicht in der Lage gesehen, zum Problem der Gestaltung
des Bibliothekswesens im Gesamthochschulbereich Stellung zu neh¬
men, weil im gegenwärtigen Zeitpunkt die organisatorischen Strukturen
im Gesamthochschulbereich nicht genügend überschaubar und Ab¬
sprachen mit den anderen Hochschulen des im Aufbau befindlichen Ge¬
samthochschulbereichs daher noch nicht möglich seien. Der Senat ver¬
weist eindringlich darauf, daß bei einer Überführung der vorhandenen
Bibliotheksbestände in eine zentrale Betriebseinheit Schäden für den
Wissenschaftsbetrieb zu erwarten seien, da die gewachsene Struktur der
vorhandenen Anlagen eine zu weitgehende Zentralisierung nicht zulasse.
Mit dieser Maßgabe wird die Stellungnahme vorgelegt, die der Biblio-
iheksausschuß der Westfälischen Wilhelms-Universität zu den nach sei¬
ner Auffassung im Augenblick realisierbaren Punkten erarbeitet hat.

In der Hoffnung, daß sie der Arbeit der in Ihrem Hause eingesetzten
Planungsgruppe dienlich ist, gebe ich im nachfolgenden diese Stellung¬
nahme wieder:

I. Einleitung
1. Der Ausschuß begrüßt die in Ziffer 6 AZV (Allgemeine Zielvorstellun¬
gen) enthaltene Klarstellung, daß bei den notwendigen Verbesserungen
des Bibliothekswesens an den bestehenden Hochschulen von den gege¬
benen Verhältnissen ausgegangen werden muß und daß der Aufbau eines
einheitlichen Bibliothekssystems nur schrittweise erfolgen kann.

Der Ausschuß stellt daher mit Befriedigung fest, daß insoweit zwi¬
schen den AZV und dem Bericht des Rektors der WWU volle Überein¬
stimmung besteht.
2. a) Der Ausschuß hat es begrüßt, daß die Ziffer 6.2 AZV hinsichtlich der
Zahl, des zeitlichen Abstandes und der Inhalte der einzelnen Schritte
keine Angaben enthält; damit wird der Universität die Freiheit belassen,
diese Inhalte selbst zu bestimmen. Der Bibliotheksausschuß sieht es als
eine seiner Aufgaben an, das, was durch die AZV angestrebt wird, in
mehrere, konkret bestimmte Schritte aufzugliedern und dabei Vorstel¬
lungen zu entwickeln, welche Schritte gleich (oder nach geringfügiger
Vorbereitung) praktikabel sind, ferner, welche längerer Vorbereitung be¬
dürfen, endlich, welche als kaum realisierbarerscheinen. Dabei sind
ebenso Hindernisse sachlicher wie rechtlicher Art ins Auge zu fassen.
b) Der Ausschuß beabsichtigt, im vorliegenden Votum auf die Hinder¬
nisse beiderlei Art hinzuweisen und Empfehlungen für Vorbereitung und
Vollzug der ersten Schritte zu geben. Der Ausschuß möchte dieses erste
Votum auf das beschränken, was unter den gegebenen Umständen mög¬
lich ist (erster Schritt). Seine Vorstellung zur Verwirklichung der AZV in
den weiteren Schritten soll in einem zweiten Votum vorgetragen werden.
Um zu weiteren Schritten sachgerecht urteilen zu können, muß der Aus¬
schuß weitere Informationen gewinnen, vor allem Erfahrungen auswer¬
ten, die andernorts gemacht wurden.
c) Die wichtigsten Veränderungen, auf welche die AZV abzielen, werden
wahrscheinlich erhebliche Kosten verursachen, so besonders:
1. Wenn gemäß Ziffer 1.2 AZV alle bibliothekarischen Einrichtungen zu
einem System zusammengefaßt werden, so wird - gleich wie dieses Sy¬
stem konzipiert sein wird - seine Einführung und seine Aufrechterhaltung
beträchtlich mehr Personalstellen für Fachkräfte erfordern.
2. Wenn-ebenfalls gem. Ziffer 1.2 AZV-sämtliche Buchbestände des
Gesamthochschulbereichs eine allen Hochschulangehörigen zugäng¬
liche Einheit bilden sollen, dann werden sich (bei gegenwärtiger Aus-
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stattung) in mehreren Fachbereichen bedenkliche Engpässe ergeben.
Vorausschauend und sinnvoll geplante Mehrfach-Anschaffungen in er¬
heblichem Umfang sind dann unerläßlich. Es wird allerdings nicht ver¬
kannt, daß eine Entlastung durch weiteren Ausbau von FH- und PH-Bi¬
bliotheken möglich ist.

Auf diese und andere, z. T. auch rechtliche Hindernisse wird eine Ver¬
wirklichung der Ziff. 6.2 AZV stoßen, wo als Muß-Bestimmung gefordert
wird, die räumlichen, personellen, organisatorischen und technischen
Voraussetzungen müßten schrittweise geschaffen werden. Hier er¬
scheint differenzierte Planung erst dann als möglich, wenn feststeht, in
welchem Umfang über mehr sächliche Mittel und über mehr Planstellen
als bisher verfügt werden kann.
3. Aus diesen Gründen hat es der Ausschuß als seine Aufgabe angese¬
hen, die ersten Schritte inhaltlich zu bestimmen, die auf dem Weg zur
teilweisen Verwirklichung der Zielvorstellungen getan werden müßten.
Dabei ist der Ausschuß davon ausgegangen, daß der jeweils folgende
Schritt der Zeit nach so lange hinausgeschoben werden muß, bis die
Haushaltslage der Universität-oder Sondermittel des Ministeriums-es
erlaubten, den voraufgehenden Schritt zu verwirklichen.

II. Zentralkatalog
Wesentliche Voraussetzung für die Realisierung der Zielvorstellungen
ist ein voll ausgebauter und auf dem laufenden gehaltener Zentralkatalog
aller Bücherbestände im Gesamthochschulbereich. Diese Auffassung hat
auch der Rektor der Rheinischen Friedrich-Wilhelms-Universität zu Bonn
in seiner Antwort auf den Erlaß des Ministers für Wissenschaft und For¬
schung NW vom 21. 3.1972-11 B5.1-15 unter Ziffer 2 vertreten. Der seit
1958 geführte Zentral katalog Münster erfaßt bereits die wichtigsten In¬
stitutbestände, ist aber aus Mangel an Personal bisher nicht in der Lage
gewesen, Vollständigkeit und ständige Aktualität zu erreichen. Es ist vor¬
dringlich, dies umgehend durch Sondermittel und durch Hilfskräfte zu
gewährleisten.

Dazu ist ferner erforderlich, daß die Bestände der Fachbibliotheken
nach einheitlichen Regeln und auf Karten in einem Formatodermiteinem
Satzspiegel katalogisiert werden, welche es ohne unrationelle zusätz¬
liche Arbeit möglich machen, diese Karten zu kopieren und in den Zen¬
tralkatalog einzuordnen. Die Universitätsbibliothek sollte dafür kurzge¬
faßte Anleitungen zur Verfügung stellen. Der Zeitschriftenbestand im
Hochschulbereich wird bereits durch das in Zusammenarbeit von Uni¬
versitätsbibliothek und Rechenzentrum neu erstellte Münstersche Zeit¬
schriftenverzeichnis nachgewiesen. Es befindet sich im Ausdruck, die
Herstellung von Sonderverzeichnissen für einzelne oder mehrere Fach¬
bereiche wird nach Abschluß des Gesamtverzeichnisses ebenfalls mög¬
lich sein.

III.
1. Die in Ziffer IV.1, Abs. 2 letzter Satz AZV genannte Voraussetzung,
nach der die Zusammenarbeit zwischen Hochschulgremien und Biblio¬
theksleitung satzungsrechtlich geregelt sein muß, ist in Münster in ab¬
sehbarer Zeit noch nicht gegeben. Infolgedessen entfallen vorerst die in
Ziffer 4.1 vorletzter Absatz für den Bibliotheksdirektor vorgesehenen Be¬
teiligungsrechte. Desgleichen bedarf es vermutlich satzungsrechtlicher
Regelung (es ist fraglich, ob Erlaßrecht zureicht), daß die Gesamthoch¬
schulbibliothek eine zentrale Einrichtung im Sinne des Hochschulgeset¬
zes sei, was Ziffer 1.2 Satz 2 AZV bestimmt. Was Fachbereich und was
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zentrale Einrichtung besonders im Sinne des § 46 HSchG ist, regelt ge¬
genwärtig ausschließlich die UV 70, ebenso, was Aufgabe der Fachbe¬
reiche und der diesen angegliederten Institute ist und was zu den Kom¬
petenzen der zentralen Einrichtungen gerechnet werden kann.
2. Der Ausschuß stellt mit Anerkennung fest, daß die Universitätsbiblio¬
thek im gegenwärtigen Rahmen bereits die der Gesamthochschulbiblio¬
thek durch die Ziffer 3.1 AVZ zugewiesenen Aufgaben - nämlich die Pos.
(1) (2) (4) (5)- mit großem Erfolg wahrnimmt. Dagegen erscheint eine
zentrale Buchbearbeitung (dort: (3)) als kaum realisierbar. Hier sollten
Vorstellungen zu sinnvoller Kooperation unter Verzicht auf unitarischen
Schematismus entwickelt werden.
3. Die audiovisuelle Methode steht noch in den Anfängen. Es ist zu er¬
warten, daß sie in der Zukunft große Bedeutung erlangt. Herstellung, An¬
kauf, Lagerung und Ausleihe des audiovisuellen Materials sollte zwi¬
schen GHB und Fachbereich in Analogie zum Buch- und Zeitschriften¬
wesen abgesprochen werden. Namentlich beim Ankauf teurer Geräte
muß auf sinnvolle Kooperation gedrungen werden.
4. Zur Frage der „bibliotheksfachlichen Aufsicht" wurde Herr Ltd.
Bibl. Direktor Prof. Dr. Liebers um klärende Information gebeten. Seine
Darstellung von Inhalt und Zweck der „bibliotheksfachlichen Aufsicht"
wird mit dem Ausdruck des Dankes dieser Stellungnahme als Anlage bei¬
gefügt.

IV. Gesamt-Stellenplan
Besonders ausführlich beriet der Ausschuß die Frage:
a) Ist die Einführung eines Gesamtstellenplanes zu wünschen?
b) Wenn ja, zu welchem Zeitpunkt ist seine Einführung möglich oder
wünschenswert?

Einhelligkeit bestand darüber, daß bejahendenfalls einsolcherStellen-
plan (mit den aus ihm folgenden Konsequenzen) nur auf solche (jetzt
bestehenden oder neu zu schaffenden) Stellen angewendet werden kann,
die für bibliothekarischen Dienst definiert sind und darum entsprechend
besetzt werden. Einerseits sprechen wichtige Gründe dafür, einen Ge¬
samtstellenplan zu empfehlen. Neben organisatorischen Verbesserun¬
gen, die man erhoffen darf, würde sich eine Erleichterung etwaiger Ver¬
tretungen und die Möglichkeit ergeben, daß an Fachbibliotheken tätige
Angestellte aufsteigen könnten. Dagegen stehen Bedenken, die man¬
gels Information vorerst nicht ausgeräumt werden können; etwa: Kom¬
plikationen bei Neueinstellungen; Schwierigkeit, die Rechte des GHB-
Direktors als Vorgesetzten bei den Beamten und Angestellten, die an
Fachbibliotheken tätig sind, zu realisieren; vor allem: Die Notwendigkeit,
die Erfordernisse, die an Fachbibliotheken bestehen, und die Weisungs¬
befugnisse der dort tätigen Hochschullehrer in vollem Umfang zu ge¬
währleisten. Es läßt sich kein klares Bild davon gewinnen, welche Rei¬
bungen entstehen würden, wenn der GHB-Direktor Vorgesetzter aller
bibliothekarischen Fachkräfte würde.

Zwischenlösungen (etwa derart, daß alle bibliothekarischen Stellen
zwar auf dem Papier in einem Gesamtstellenplan geführt würden, ohne
daß dem GHB-Direktor die Rechte des Vorgesetzten und die Pflicht zur
Fürsorge übertragen werden) dürften wegen der damit verbundenen
Komplikationen ausscheiden. Zersplitterung der Verantwortung muß ver¬
mieden werden. Gegenwärtig wird ein erheblicher Teil der Bücherbe¬
stände an Fachbibliotheken von Dienstkräften anderer Vorbildung be¬
treut. Es würde sich ein schweres Mißverhältnis ergeben, wenn die vor¬
handenen bibliothekarischen Kräfte in einen Gesamtstellenplan über-
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führt würden, die übrigen aber nicht. Wahrscheinlich ist ein Gesamtstel¬
lenplan erst dann realisierbar, wenn sich (nahezu) alle Fachbibliotheken
in der Obhut von entsprechend ausgebildeten Kräften befinden. Schon
diese Überlegung läßt es als ratsam erscheinen, die Einführung eines
Gesamtstellenplanes zumindest hinauszuschieben. Ob die Einführung
zu einem späteren Zeitpunkt überhaupt empfohlen werden kann, wird
ganz von den Modalitäten abhängen, die für das Verhältnis GHB-Direk-
tor/Fachbibliothek/dort Weisungsbefugte gefunden werden. Vorerst
fehlt es an einem eindeutig definierten Konzept, durch das bei guter Ko¬
operation die Erfordernisse an den Fachbibliotheken optimal erfüllt
werden. Übereilte Veränderung des gegenwärtigen Zustandes würde sich
schädlich auswirken.

V. Sachmitteletat
Einer Vereinheitlichung des Sachmitteletats kann nur unter folgender
Voraussetzung zugestimmt werden: Es darf keine Gefahr für die bisher
garantierte Selbständigkeit der Fachbereiche entstehen; Berufungszu¬
sagen (hier: wirksam für Buchbeschaffungen) durch die zentrale Verwal¬
tung müssen auch in Zukunft möglich sein.

Die bisherige Handhabung der Mittelverteilung befindet sich in Über¬
einstimmung mit Ziffer 4.1 Abs. 2 letzter Satz AZV; es möge bei der Rege¬
lung belassen werden, daß die Mittel derZentral-Titel des Universitäts¬
haushaltes durch die Leitungs-Organe der Hochschule verteilt werden
- gegenwärtig zu etwa 2/3 auf die den Fachbereichen zuzurechnenden
Fachbibliotheken. Diese Regelung hat sich bewährt.

VI. Fragen der Gliederung
1. Die Zielvorstellungen gehen davon aus, daß es bibliothekarische Ein¬
richtungen in zwei Ebenen gibt: die Zentralbibliothek und die Fachbiblio¬
theken. Der gegenwärtige Zustand ist komplexer: Wohl sind die meisten
Einzel-Bibliotheken je einem Fach zugeordnet; es gibt aber auch Ver¬
bund-Bibliotheken, durch die eine Gruppe von zusammengehörigen
Fächern versorgt wird. In manchen Fällen übergreift ein solcher Verbund
die Grenzen der gegenwärtigen Fachbereiche. Andererseits sind manche
Bibliotheken, an sich bestimmten Fächergruppen zugeordnet, in sich
durch eine gestufte Organisation gegliedert.

Hier sollte der Gesichtspunkt gelten, daß diejenige Abgrenzung und
diejenige Gliederung der Fachbibliotheken beibehalten werden sollte,
die dem Bedürfnis der jeweils beteiligten Fachbereiche am besten dient.
Die Forderung der Effizienz in Forschung und Lehre sollte den Vorrang
haben vor der Forderung, die Gliederung müsse vereinfacht werden -
vor allem, wenn das zu umfänglichen Umgruppierungen zwingen würde.
Zugleich wird es als unerläßlich angesehen, daß in allen Fragen der Ko¬
ordination die betroffenen Fachbereiche und in ihnen die betroffenen
Fächer zur Mitsprache aufgefordert werden.
2. Das Verhältnis, das zwischen der zentralen GHB-Bibliothek und den
Fachbibliotheken herzustellen sein wird, darf nicht so gedacht werden,
daß alle Fachbibliotheken einem egalitären Schema unterworfen wer¬
den. Vielmehr sollten vielseitige, stets elastisch zu handhabende Rege¬
lungen ausgehandelt werden. Essoll ein Optimum an sinnvollem, dabei
Mittel sparenden Zusammenwirken erreicht werden. Eingriffe, die die
Forschung oder die Lehre schädigen, müssen unterbleiben.
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Schlußbemerkung
Der Ausschuß hat sich durchaus von dem Prinzip der Güter-Abwägung
leiten lassen. Der Erwägung, welche Vorteile durch Verwirklichung der
AZV gewonnen werden können, war die Kalkulation entgegenzustellen
a) welche bestehenden Vorteile dann nicht mehrwahrgenommen werden
können; b) welche Arbeitslast und welche Kosten im Falle einer Verwirk¬
lichung in Kauf genommen werden müßten. Soweit eine solche Abwä¬
gung derzeit aus Mangel an Information oder Erfahrung nicht möglich
ist, mußte sie zurückgestellt werden (vgl. Ziff. 2 dieser Stellungnahme). In
mehreren Punkten ergab sich, daß die Verwirklichung der AZV damit
steht oder fällt, ob bestimmte Voraussetzungen erfüllt werden können
(Ziff. II, III, IV dieser Stellungnahme). Bereits die Erfüllung dieser Voraus¬
setzungen erfordert ein recht erhebliches Maß an Arbeit und an Kosten,
aber auch an gutem Willen und an Einsicht in die stark differenzierten
Forschungs- und Lehr-Bedingungen in den verschiedenen Fächern. Nur
wenn diese Voraussetzungen nicht etwa nur auf dem Papier, sondern
durch wirklich qualifizierte Leistung in der Realität geschaffen sind, kann
die Verwirklichung der AZV in weiteren gut abgewogenen Schritten in
Angriff genommen werden.

Anlage
Betr.: Bibliotheksfachliche Aufsicht
„Bibliotheksfachliche Aufsicht", wie sie in den „Zielvorstellungen" und
dem Landeshochschulgesetz angesprochen ist, könnte sich auf folgende
Bereiche der Tätigkeiten des für bibliothekarische Arbeiten in den ver¬
schiedenartigen Fachbibliotheken der Universität eingesetzten Personals
erstrecken. Es ist damit nicht gemeint, daß alle diese Tätigkeiten zentral
wahrgenommen werden, und es wird vorausgesetzt, daß fachbedingte
notwendige Differenzierungen berücksichtigt werden:
1. Bucherwerbung: Form der Bestellung, bei Einsatz der Datenverarbei¬
tung ggf. Erfassungsschemata, Berücksichtigung von Preisgestaltung,
Porto und Versandspesen, Rabatten, Inventarisierung, Rechnungsbear¬
beitung, Kontrolle v. Zeitschr.-Abonnements
2. Katalogisierung: Regeln für die Titelaufnahme, Format und Material
der Katalogkarten, Kartenvervielfältigung, Meldung an zentrale Kataloge,
Formalien der Schlagwortkatalogisierung und Klassifikation
3. Bucheinband: Verkehr mit gewerblichen Buchbindereien, Standards
für Material und Verarbeitung, Preise, Termine
4. Benutzung: Präsenthaltung oder Ausleihe der Bücher, Aufstellungs¬
schemata, Signaturen, Benutzungsordnungen, Zugänglichkeit, Leih¬
verkehrsordnung, Bibliographieren
5. Personal: Einstellungsvoraussetzungen, fachliche Qualifikation, Ein¬
stufung, Weiterbildung, Anleitung von Hilfskräften.
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Gesamthochschule Duisburg

Gesamthochschulbibliothek,
Duisburg, den 3. 5. 1973
Wenn auch die genannten Zielvorstellungen auf das Bibliothekswesen in
den Gesamthochschulbereichen bezogen sind, so hält es die Gesamt¬
hochschule Duisburg doch für geboten, zu diesen Vorstellungen in Kürze
Stellung zu nehmen, weil die Hochschulbibliotheken des Landes insge¬
samt als Teil eines Verbundsystems anzusehen sind und sie ihre gegen¬
wärtigen und zukünftigen Aufgaben kaum ohne Kooperation, ohne Ar¬
beitsteilung und ohne die Nutzung zentraler Dienstleistungen werden
lösen können.
1. Die Gesamthochschule Duisburg begrüßt die Zielvorstellungen und
hält es für erforderlich, die Entwicklung der zu jedem Gesamthochschul¬
bereich gehörenden bibliothekarischen Einrichtungen zu einem einheit¬
lichen Bibliothekssystem unverzüglich einzuleiten und zu fördern.
2. Sie hält es insbesondere für erforderlich, im Rahmen des Personal¬
einsatzes und der Personalbemessung zu einheitlicheren Kriterien in je¬
dem Gesamthochschulbereich zu kommen.
3. Sie hält es schließlich für denkbar, daß für die in Punkt 3.2 (1) der Ziel¬
vorstellungen genannten Präsenz-Fachbibliotheken gewisse Maximal¬
größen hinsichtlich des Buchbestandes festgelegt werden.

Gesamthochschule Essen

Der Kanzler,
Essen, den 28. 6.1973
Die Gesamthochschule Essen begrüßt die „Allgemeinen Zielvorstellun¬
gen für das Bibliothekswesen" und hält es für erforderlich, daß der Pas¬
sus auf Seite 5 unter Nr. 1.2 „Die GHB hat einen einheitlichen Personal¬
stellenplan und Sachmitteletat" in vollem Umfang auch für den hiesigen
Bereich zutreffen muß. Gerade für Essen ist es von entscheidener Wich¬
tigkeit, daß der derzeit noch in einem anderen Kapitel aufgeführte Etat für
die Fachbibliothek Medizin vom Haushaltsjahr 1974 ab mit dem übrigen
Etat für die Gesamthochschulbibliothek vereinigt wird.

Ich bitte bei den Vorarbeiten für den Haushalt 1974 diesen Wunsch
zu berücksichtigen.

Im übrigen weise ich darauf hin, daß die Bibliothek der Gesamthoch¬
schule Essen nach den Empfehlungen der Bibliotheksplanungsgruppe
(Zwischenbericht vom Juni 1972) aufgebaut wird.

Gesamthochschule Paderborn

Der Gründungsrektor,
Paderborn, den 3. 7.1973
Im Einvernehmen mit dem Bibliotheksdirektorder Gesamthochschule
Paderborn nehme ich zu dem Bezugserlaß wie folgt Stellung:

Wenn auch die genannten Zielvorstellungen auf das Bibliothekswesen
in den Gesamthochschulbereichen bezogen sind, so hält die Gesamt¬
hochschule Paderborn eine Stellungnahme doch für notwendig, weil die
Hochschulbibliotheken des Landes insgesamt als Teil eines Verbund¬
systems anzusehen sind und sie ihre gegenwärtigen und zukünftigen
Aufgaben kaum ohne Kooperation, ohne Arbeitsteilung und ohne Nut¬
zung zentraler Dienstleistungen werden lösen können.
1. Die Gesamthochschule Paderborn begrüßt die Zielvorstellungen und
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hält es für erforderlich, die Entwicklung der zu jedem Gesamthochschul¬
bereich gehörenden bibliothekarischen Einrichtungen zu einem einheit¬
lichen Bibliothekssystem unverzüglich einzuleiten und zu fördern.
2. Sie hält es insbesondere für erforderlich, im Rahmen des Personal¬
einsatzes und der Personalbemessung zu einheitlichen Kriterien in je¬
dem Gesamthochschulbereich zu kommen.
3. Sie hält es schließlich für denkbar, daß für die in Punkt 3, Punkt 2 (1)
der Zielvorstellungen genannten Präsenzfachbibliotheken gewisse Maxi-
malgrößen hinsichtlich des Buchbestandes festgelegt werden.

Gesamthochschule Siegen

Der Rektor,
Hüttental-Weidenau, den 27. 8. 1973
Die Gesamthochschule Siegen hat bislang nicht Stellung genommen,
weil sie sich nicht für sachkompetent hielt. Die o. a. „Zielvorstellungen"
beziehen sich auf die durch das Gesamthochschulentwicklungsgesetz
gebildeten Gesamthochschulbere/c/)e, deren Strukturen und Probleme
von hier aus nicht beurteilt werden können.

Generell kann jedoch folgendes gesagt werden: Die Vorschläge und
Zielvorstellungen für die Gesamthochschulbereichsbibliotheken stellen
eine konsequente Weiterentwicklung der Empfehlungen für die Gesamt¬
hochschulbibliotheken dar. Die Gesamthochschule Siegen, die diesen
Empfehlungen zugestimmt hat, stimmt deshalb im Grundsatz auch der
Konzeption zu, die den „Zielvorstellungen" zugrunde liegt.

Gesamthochschule Wuppertal

Der Gründungsrektor,
Wuppertal, den 21. 8. 1973
Die im Betreff genannten Zielvorstellungen beziehen sich in erster Linie
auf das Bibliothekswesen im Hochschulbereich an den acht Universitäts¬
orten des Landes (§ 24 GHEG). Das Bibliothekswesen an den fünf neu
gegründeten Gesamthochschulen (§ 7 GHEG) wird davon nicht berührt,
da dafür bereits im Juni 1972 von der Planungsgruppe Bibliothekswesen
im Hochschulbereich Nordrhein-Westfalen die „Empfehlungen für das
Bibliothekswesen an den fünf Gesamthochschulen des Landes Nord¬
rhein-Westfalen" herausgegeben wurden.

Dessen ungeachtet können die Zielvorstellungen als ein wichtiger
Schritt auf dem Wege zur Vereinheitlichung des Bibliothekssystems in
den Gesamthochschulbereichen des Landes Nordrhein-Westfalen ange¬
sehen werden, da sie eine konsequente Weiterentwicklung der dem Bi¬
bliotheksaufbau an den fünf Gesamthochschulen zugrundeliegenden
Empfehlungen darstellen und die für die Gesamthochschulbereichs-
bibliotheken vorgeschlagene Konzeption der an den fünf Gesamthoch¬
schulbibliotheken praktizierten im wesentlichen entspricht.
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gleichberechtigte Zusammenarbeit aller Organisationen und Instanzen
für das gedruckte und technische Medienwesen in einem gemeinsamen
Ausschuß für notwendig.
2. In der Überzeugung, daß der Weg zu einem auf allen Bildungsebenen
effektiven Informationsgesamtsystem abgekürzt werden kann, wenn an
Modellen die wechselseitige Integration des gedruckten und technischen
Medienwesens erprobt wird, schlägt der Ausschuß einen Modellversuch
„Pädagogisches Informationszentrum" an der GH Dortmund vor.

Der Ausschuß macht nachdrücklich darauf aufmerksam, daß in Dort¬
mund die praktischen und theoretischen Voraussetzungen für ein sol¬
ches Modell so günstig sind, daß es sich bei guter und rationeller Pla¬
nung zügig realisieren läßt. Er weist ferner darauf hin, daß das Pädago¬
gische Informationszentrum an der GH Dortmund ohne großen Mehrauf¬
wand auch die Funktion eines „Pädagogischen Informationszentrums
des Landes Nordrhein-Westfalen" mitübernehmen könnte, das der PH
Ruhr schon 1968 vom damals zuständigen Kultusminister zugesagt wor¬
den ist.

Pädagogische Hochschule Ruhr

Professor Dr. Nikolaus Koch,
Dortmund, den 17. 5.1973
1. Trend zum Informationsgesamtsystem:
1.1 Das Gutachten der Planungsgruppe Bibliothekswesen im Hochschul¬
bereich NRW tendiert in Richtung auf ein modernes Informationsgesamt¬
system, das mit den Mitteln der ADV der Informationsexplosion und dem
ubiquitären Informationsbedarf beikommt.
1.2 Die vier wechselseitig zu integrierenden Medienkomplexe Biblio¬
thek, Bildstelle, Tele-Ausstattungen und ADV-Ausrüstungen sind an ver¬
schiedenen Stellen des Textes genannt, ohne daß ausreichende struk¬
turpolitische Konsequenzen gezogen werden.
1.3 Insoweit ist der Text ein Übergangspapier, in welchem trotz seiner
Ansätze zu einem automatisierten Informationsgesamtsystem die biblio¬
thekarischen Traditionen überwiegen.
1.4 Wenn die Entwicklung eines Informationsgesamtsystems nicht durch
fehlende Kooperation behindert und verzögert werden soll, erscheint
eine Stellungnahme von Referenten und Sachverständigengremien der
nicht-bibliothekarischen Medienkomplexe, also des Bildstellenwesens,
des Telemedienwesens und der ADV zum Text nötig.

2. Berücksichtigung
des pädagogischen Informations- und Medienwesens
2.1 Im 7. Kapitel des Textes wird aus den Notwendigkeiten eines „größe¬
ren Verbundsystems" „Arbeitsteilung und Abstimmung unter den GHB-
Bibliotheken bei Literaturbeschaffung und -Sammlung" (a.a.O., 7.4) vor¬
gesehen.
2.2 Von da her erscheint eine rationelle und effektive Überwindung des
traditionellen Informationsdefizits möglich.
2.3 Ferner ist vorgesehen, daß die GHB-Bibliotheken „Funktionen im
örtlichen und regionalen Bibliotheksnetz" (a.a.O., S. 20) wahrnehmen
können.
2.4 Damit wird im pädagogischen Informationswesen die Möglichkeit
eröffnet, die Praxisgebundenheit der erziehungswissenschaftlichen
Theorie über die Grenzen hinweg wahrzunehmen, die der Hochschul¬
charakter der Bibliothek wissenschaftlicher Hochschulen traditionell
setzt.
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3. Die Dortmunder Situation
3.1 In Dortmund sind die Voraussetzungen für eine schnelle, rationelle
und effektive Verwirklichung eines Pädagogischen Informations- und
Medienzentrums gegeben, das sich konfliktlos in ein arbeitsteilig orga¬
nisiertes Informationsgesamtsystem einfügen läßt.
3.2 Seit Dezember 1968 ist Dortmund grundsätzlich ein Pädagogisches
Informationszentrum des Landes NRW zugesagt, das den Vorstellungen
eines kooperativen Bundesnetzes Pädagogischer Informationszentren
entspricht, wie sie 1967 im „Gutachten zur Struktur des pädagogischen
Bibliotheks- und Dokumentationswesens" von der Arbeitsgemeinschaft
pädagogischer Bibliotheken (a.a.O., S. 12f.) veröffentlicht worden ist.
3.3 Die Pädagogische Hochschule Ruhr verfügt an der Abteilung Dort¬
mund über ein „Mediendidaktisches Zentrum", das sich der Forschung,
Lehre und Praxis des technischen Medienwesens widmet und dieses
effektiv in ein Pädagogisches Informationszentrum der jetzigen Pädago¬
gischen Hochschule Ruhr und künftigen Gesamthochschule Dortmund
einzubringen erlaubt.
3.4 Von Anfang an hat die ehemalige Pädagogische Zentralbücherei des
Landes NRW und jetzige Abteilungsbibliothek Dortmund eine wechsel¬
seitige Integration mit der geplanten Universitätsbibliothek betrieben,
durch die der Mangel pädagogischer Bibliotheken an Fachliteratur und
der Mangel der Universitätsbibliotheken an pädagogisch-didaktischer
Literatur zu beheben ist.
3.5 Seit 1969 liegen dem damals zuständigen Kultusministerium Unter¬
lagen vor, die erkennen lassen, daß NRW in Dortmund ohne unvertret¬
baren Aufwand ein Pädagogisches Informationszentrum des Landes „als
Kontaktstelle schaffen (kann), mit deren Hilfe alle Institutionen und Orga¬
nisationen der pädagogischen Forschung, Lehre und Praxis nehmend
und gebend für das pädagogische Material sorgen, das für kritische päd¬
agogische Arbeit nötig ist". (Forderung der GEW des Landes NRW auf
der Vertreterversammlung 1968 in Siegen.)
3.6 Wird die seit 1968 anstehende Entscheidung für die Bauplanung der
Gesamthochschule Dortmund verbindlich, so lassen sich im geplanten
Neubau der Bibliothek der Gesamthochschule Dortmund das Informa¬
tionszentrum dieser Bibliothek, der pädagogische Sektor dieser Biblio¬
thek, der durch Integration der ehemal igen Pädagog. Zentral bücherei
des Landes NRW zu sichern ist, das mediendidaktische Zentrum und das
Pädagogische Informationszentrum des Landes NRW so vereinigen, daß
die Gesamthochschule Dortmund ein bevorzugter Ort aller wird, die in
Forschung, Lehre und Praxis mit pädagogischen Medienfragen befaßt
sind.
3.7 Die Forderung eines pädagogischen Regionalzentrums für Dortmund
läßt sich bei der vorgeschlagenen Lösung besonders günstig und fort¬
schrittlich verwirklichen.

Pädagogische Hochschule Ruhr

Dr. Hildebrand, Mediendidaktisches Zentrum,
Dortmund, den 3. 7. 1973
Die formulierten Zielvorstellungen veranlassen, das Verhältnis der orga¬
nisierten Buch-Medien (Bibliotheken) und der technischen Medien für
den kommenden Gesamthochschulbereich zu aktualisieren. Dieses Ver¬
hältnis-wie immer es verstanden wird - kann nicht isoliert von externen
Entwicklungstendenzen gesehen werden. 10]

[io] öffentliche Büchereien und Bildstellen
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1. Seit 1967 fordert die Arbeitsgemeinschaft Pädagogischer Bibliothe¬
ken die Einbeziehung technischer Medien in den Auftrag eines umfas¬
senden Netzes von „Informationszentren". Diese Initiative wurde auch
von öffentlichen Büchereien aufgegriffen und als Anliegen ihrerseits
interpretiert. Eine Resonanz ist in den vorliegenden „Zielvorstellungenfür
das Bibliothekswesen in den Gesamthochschulbereichen" nicht zu über¬
sehen. Hier werden z. B. „audio-visuelle Materialien (Aufzeichnungs- und
Wiedergabegeräte)" (S. 10,12,16) als Bestandteil von bibliothekarischen
Einrichtungen erwähnt. Da diese nicht näher definiert sind, geben sie An¬
laß zu Mißverständnissen.

Das allgemeine Verhältnis von Buch-Medien und technischen Medien
wird vor allem dadurch problematisiert, daß Vertreter kommunaler und
regionaler Büchereien überzeugt sind, die „technologischen Zeichen"
moderner Informationsvermittlung erkannt zu haben. Es sind jene „Zei¬
chen", die bereits die Einrichtung von Bildstellen in den 20er Jahren be¬
wirkt haben. Kein Wunder, wenn das Bildstellenwesen sich mit den Vor¬
stellungen vieler Bibliothekare, nämlich sich auch der technischen Me¬
dien (der hard-, soft- und teachware) anzunehmen, nicht harmonisieren
läßt und das nordrhein-westfälische Bildstellensystem auf eine struktu¬
relle und inhaltliche Reform bedacht ist, bei der vor allem die Gewerk¬
schaft Erziehung und Wissenschaft eine impulsgebende Rolle spielt und
die Landesbildstelle Westfalen im Zusammenwirken mit dem Institut für
Film und Bild tatkräftigen Beistand leistet. Der Kultusminister des Landes
NW berücksichtigte das sachlich und historisch bedingte Selbstver¬
ständnis des Bildstellenorganismus durch zwei Erlasse, nämlich der No¬
minierung von AV-Beratern an Schulen und des Modellversuchs von Me¬
dienzentren.

Die Tatsache, daß die Lehrpläne und die Ausstattungsrichtlinien der
Schule für Lernbehinderte, der Grundschule und der Hauptschule des
Landes NW die audio-visuellen Medien erstmals ausführlich einbeziehen,
hebt die aktuellen Möglichkeiten der Bildstellen (Medienzentren) und der
auszubauenden schulischen Mediotheken hervor.

Die Bereiche der Bücher und der technischen Medien haben sich ohne
„Kenntnis" voneinander entwickelt. Dies spiegelt sich in der Ressortver¬
teilung der Ministerien wider, denn sowohl im KM wie im MWF des Lan¬
des NW zeigt sich das Verhältnis beider „Instrumentalkomplexe" nach
wie vor in getrennten Zuständigkeiten.
2. Spezifische Sach- und Zielzwänge bestimmen das Bedingungsgefüge
des Bibliotheks- und des technischen Medienwesens. Letzteres hat sich
hochschuldidaktisch emanzipiert und in der wissenschaftlichen Kommu¬
nikation als eine besonders wirkungsvolle Instanz der Informationsbe¬
reitstellung, -Vermittlung und -bewältigung qualifiziert, auch wenn ihm
die offizielle (de jure) Bestätigung noch fehlt. Es ist bekannt, daß in der
Weise, wie die technischen Medien wissenschaftliche und didaktische
Relevanz erfahren, die Bibliotheken die herkömmliche Ausschließlich¬
keit verlieren. Ihre bisher allein verbindliche Stellung bedeutet nur noch
eine Teilentsprechung dessen, was die Wissenschaft von ihrer Zweck¬
setzung her braucht. Zudem steht das medientechnologische Potential
dem optimalen Zugriff der wissenschaftlichen Lehre und Forschung
fern, zumal es nicht organisiert, nicht zentral geregelt ist. Es ist bekannt,
daß technische Medien den Prozessen der Lehre, der Forschung und des
Studiums unmittelbar zugeordnet, also prozeßbedingte Instrumente
sind. Sie werden disqualifiziert, sobald sie ausschließlich als Objekte von
„Verleihdepots" fungieren.

Die Organisation der technischen Medien an Hochschulen konnte bis-
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lang nicht mit den externen Gegebenheiten synchronisiert werden. Abge¬
sehen von unverbindlichen Medienausschüssen und lediglich de factori-
sierten Hilfseinrichtungen bestehen keine Systeme technischer Medien
in Form von „Zentralen Einrichtungen". Von Seiten der Bibliothek wird
versucht, diesem Rückstand entgegenzuwirken und die Vielfalt der
technischen Medien in ihren Horizont einzubeziehen. Damit macht sie
sich auch dem externen Argument der „Disfunktionalität der zersplitter¬
ten Bildungsdepots" zu eigen; sie muß gleichsam ein neues Selbstver¬
ständnis in Aussicht stellen, das der technischen Entwicklung der Infor¬
mationsmedien Rechnung trägt. Dieses Engagement ist gewiß anzuer¬
kennen, gibt aber zu denken, da die Bibliothek allein, d. h. ohne voraus¬
gegangene strukturelle und organisatorische Klärung der technischen
Medien, keine zufriedenstellende Lösung des Medienproblems zu bewir¬
ken vermag. Auch und gerade im Hochschulbereich entspricht die ein¬
zelne sachlich und personell begründete Kompetenzwirklichkeit von ge¬
druckten und von technischen Medien in geradezu rationeller und effek¬
tiver Weise den wissenschaftlichen Arbeitsbedürfnissen.

Jener defizitäre Mißstand kann also nicht dadurch kompensiert wer¬
den, daß die Bibliotheken sich den komplexen und differenzierten Be¬
reichen der technischen Medien zu eigen machen. 11] Es gibt kaum einen
plausiblen Grund, daß die Bibliothek sich unter ihrem Namen in die Ver¬
antwortung der technischen Medien begibt oder daß ihr ein um den Be¬
reich dieser Medien erweitertes Aufgabenfeld zugesprochen wird. Hier
kann nur das gleichberechtigte Zusammenspiel des Bibliotheks- und
des technischen Medienwesens eine produktive Harmonisierung be¬
wirken. 12]
3. Die „Allgemeinen Zielvorstellungen für das Bibliothekswesen in den
Gesamthochschulbereichen" wurden von Sachkennern der Bibliothek
entworfen. Die Zielvorstellungen werden aber von der Tatsache belastet,
daß Sachkenner des technischen Medienwesens weder an dem Entwurf
beteiligt noch in Fragen der „audio-visuellen Materialien" konsultiert
worden sind.

Entsprechend des hier skizzierten Verhältnisses von gedruckten und
technischen Medien kann es nur zweckmäßig und logisch sein, wenn
analog zur Planungsgruppe „Bibliothekswesen" auch eine Planungs¬
gruppe „technisches Medienwesen im Hochschulbereich Nordrhein-
Westfalen" unverzüglich ihre Arbeit aufnimmt. Bibliotheksvertreter soll¬
ten beteiligt werden.

I11] Vgl. z. B. das AVZ der UB Bochum und dessen Funktionalität.
[12j Zu erwähnen ist hier das Beispiel der Zusammenarbeit von Bibliothek und MDZ an der
PH Ruhr.

)



Voten der Hochschulen 70

Fachhochschule Aachen

Der Rektor,
Aachen, den 18. 9. 1973
Die Struktur des Bibliothekswesens an der zukünftigen Gesamthoch¬
schule Aachen wird von verschiedenen, noch nicht bekannten Voraus¬
setzungen abhängen, die in den kommenden Jahren geschaffen werden
müssen. Solange die Art und Weise der Integration bestehender Hoch¬
schulen in organisatorischer und räumlicher Hinsicht noch nicht konkre¬
tisiert ist, bleiben diesbezügliche Überlegungen abstrakt. Es lassen sich
jedoch folgende Gesichtspunkte als bestimmend für die Organisation des
Bibliothekswesens voraussehen:
1. Die zu errichtenden Fachbereiche müssen ihre spezifischen Fach¬
bibliotheken, deren Bestände vorwiegend Präsenzcharakter haben, die
allen Hochschulangehörigen zur Verfügung stehen, jedoch nicht der
Fernleihe angeschlossen sind, behalten und aufbauen. Das resultiert so¬
wohl aus der räumlichen Entfernung zwischen den Einrichtungen der
Hochschule, als auch aus der Notwendigkeit, die Beschaffung von Bü¬
chern und Zeitschriften im Hinblick auf die konkrete Arbeit im Fachbe¬
reich flexibel gestalten zu können.
2. Die Sachmittel und Personalmittel für diese Bibliotheken müssen den
Fachbereichen zur Verfügung stehen, um ihren Einsatz in die Kontrolle
der demokratischen Hochschulorgane einbeziehen zu können.
3. Die Zentralbibliothek (jetzt TH-Bibliothek) muß als, auch der Öffent¬
lichkeit zugängige, Bibliothek mit einem großen, fachlich übergreifenden
und über die Lehrgebiete hinausgehenden Buchbestand erhalten und
ausgebaut werden, sowie als Sammelstelle für veraltete oder wenig ge¬
brauchte Literatur der Fachbereichsbibliotheken dienen.
4. Die Koordination zwischen den Fachbereichsbibliotheken und der
Zentralbibliothek in Bezug auf Einheitlichkeit der Katalogisierung, Be¬
nutzung der technischen Einrichtungen (Druckmaschinen, Buchbinde¬
rei), Vermeidung unnötiger Doppelbeschaffungen teurer Schriften etc.,
soll von einer dazu eingesetzten Arbeitsgruppe aus Angehörigen der
Fachbereichsbibliotheken und der Zentralbibliothek sichergestellt wer¬
den.
5. Das Personal an den Fachbereichsbibliotheken soll den Fachberei¬
chen angehören; durch den Direktor der Zentralbibliothek sollen ledig¬
lich eine „Fachberatung", höchstens die „Fachaufsicht", sowie Fortbil¬
dungskurse für das bibliothekarische Fachpersonal stattfinden.

Insgesamt muß bei jeder organisatorischen Maßnahme bedacht wer¬
den, daß die Interessen der Benutzer und die leichte Erreichbarkeit der
notwendigen Literatur durch alle Hochschulangehörigen im Mittelpunkt
der Aufgaben im Bibliothekswesen stehen sollten.

Fachhochschule Bielefeld

Der Rektor,
Bielefeld, den 27. 11.1973
Die Fachhochschule Bielefeld begrüßt die grundsätzlichen Konzeptionen
der „Allgemeinen Zielvorstellungen", soweit sie auf das Bielefelder Bi¬
bliotheksmodell, das auch im Bibliothekssystem der Fachhochschule
Bielefeld verwirklicht ist, anzuwenden sind.

Der wesentlichste Unterschied zwischen dem Bielefelder Modell und
dem Bibliothekssystem der „Allgemeinen Zielvorstellungen" besteht in
der in Bielefeld konsequent durchgeführten dezentralen Aufstellung der
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Literatur bei zentraler Bibliotheksverwaltung, also im Fehlen einer zen¬
tralen Ausleihbibliothek. An diesem Prinzip sollte sowohl im Hinblick auf
die gegebenen räumlichen Verhältnisse als auch die wahrscheinlichen
Strukturen im Rahmen der zukünftigen Gesamthochschule festgehalten
werden.

Im einzelnen sei hier besonders auf die Stellungnahme des Biblio-
teksausschusses der Universitätsbibliothek Bielefeld zu den „Allgemei¬
nen Zielvorstellungen" zu 3.1 bis 3.2 verwiesen.

Die Fachhochschule begrüßt wie auch der Bibliotheksausschuß der
Universitätsbibliothek alle Maßnahmen zur Förderung eines einheitlichen
Bibliothekssystems der Gesamthochschule, stimmt aber auch darin mit
der Universität überein, daß diese Maßnahmen auf keinen Fall zu einer
Störung des laufenden Betriebes führen dürfen, da im Augenblick bei der
prekären Personallage der Fachhochschule jede zusätzliche Belastung
die ohnehin bei ständig wachsenden Benutzerzahlen nicht ausreichende
Literaturversorgung gefährden würde.

Für realisierbar wird im Augenblick der ständige informelle Kontakt
gehalten, wie er seit Errichtung der Fachhochschule gepflegt wird. Dies
führt zu einer ständigen Überprüfung und Angleichung des Geschäfts¬
ganges, insbesondere in Erwerb und Katalogisierung, wodurch eine rei¬
bungslose Überleitung in ein Gesamthochschulbibliothekssystem ge¬
währleistet wird.

Die Einrichtung einer gemeinsamen Planungskommission aller bi¬
bliothekarischen Einrichtungen des Gesamthochschulbereiches ist sinn¬
voll. Voraussetzung ist jedoch, daß die für die Bibliotheksplanung not¬
wendigen Daten, wie disziplinäre Struktur der Gesamthochschule, ange¬
botene Studienrichtungen, räumliche Unterbringung etc. hinreichend ge¬
klärt sind (vgl. hierzu auch die Stellungnahme des Bibliotheksausschus¬
ses der UBzu 0.2).

Fachhochschule Bielefeld

Bibliotheksausschuß,
Bielefeld, den 27.11. 1973
Vorbemerkung: Abgesehen von den noch im ersten Stadium des Auf¬
baus befindlichen fünf neuen Gesamthochschulen dürfte die Universi¬
tätsbibliothek Bielefeld die einzige Universitätsbibliothek in Nordrhein-
Westfalen sein, die ein einheitliches Bibliothekssystem in Sinne der „All¬
gemeinen Zielvorstellungen" (im folgenden A.Z. genannt) praktiziert. Aus
dieser Tatsache resultiert, daß der Standpunkt einer vorurteilsfreien Be¬
wertung nur zum Teil eingenommen werden kann.

Der Bibliotheksausschuß der Universität Bielefeld, zusammengesetzt
aus Vertretern der Fächergruppen Geisteswissenschaften, Sozialwissen¬
schaften, Naturwissenschaften, der Studentenschaft sowie der Biblio¬
theksleitung, begrüßt im Grundsatz nachdrücklich, daß die A.Z. ein ein¬
heitliches Bibliothekssystem im Sinne von Ziff. 1.2 zum Ausgangspunkt
aller weiteren Überlegungen machen. Er ist der Auffassung, daß das dua¬
listische System unabhängig voneinander geführter Instituts- oder Semi¬
narbibliotheken einerseits und einer Zentralbibliothek andererseits zu
einer hinsichtlich des ökonomischen Personal- und Mitteleinsatzes sowie
der Qualität des bibliothekarischen Service optimalen Literaturversor¬
gung einer Hochschule untauglich ist. In Einzelheiten, auf die unten ein¬
gegangen wird, weicht der Bibliotheksausschuß von den Empfehlungen
der A.Z. ab, vor allem weil diese den folgenden Aspekten nicht oder nicht
in wünschenswertem Umfang Rechnung tragen:
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1. Das Bibliothekssystem einer Hochschule muß in allen seinen Teil¬
systemen auf die Ermöglichung und die Bedürfnisse wissenschaftlicher
Forschung abgestellt sein. Es darf mögliche Tendenzen der Gesamthoch¬
schule zu einer Zweiteilung der Bereiche Forschung und Ausbildung
nicht ab- oder gar vorbilden.
2. Den Fakultäten muß eine institutionalisierte Einflußnahme auf das
Bibliothekswesen der Gesamthochschule in einem Umfang zugestanden
werden, der dem Vorrang der Bibliothek unter den Instrumenten von
Forschung und Lehre entspricht.

Die folgende Stellungnahme zu den Einzelheiten der A.Z. schließt sich
an die Abfolge des Textes an.
Zu 0.2: Die Realisierung der auf die Gesamthochschule gerichteten Ziel¬
vorstellungen setzt voraus, daß vor Eintritt in die konkrete bibliotheka¬
rische Planung die disziplinare Struktur der Gesamthochschule und die
von ihr angebotenen Studiengänge in hinreichendem Maße beschrieben
und in verbindlicher Form vorgelegt werden.
Zu 2.1: Der Aufgabenkatalog wird insgesamt akzeptiert. Die Beschaffung
und Verwaltung (vgl. dazu Ziff. 3.1 (5)) audiovisueller Materialien darf je¬
doch nicht ein Monopol der Bibliothek darstellen, das die Funktionen
zum Beispiel eines Sprachenzentrums oder eines Labors im Bereich der
Naturwissenschaften oder der Kunstgeschichte beeinträchtigt.
Zu 2.3: Die „örtliche und überörtliche Versorgung mit wissenschaftlicher
Literatur" muß sich auf einen Rahmen beschränken, der eine Behinde¬
rung der Hochschulangehörigen ausschließt. Für andere Benutzer hat die
Hochschulbibliothek subsidiäre Funktionen.

Die wichtigste „Bielefelder Alternative" zu den A.Z. (vgl. Ziff. 0.1) ist die
„Bibliothekszentrale" im Gegensatz zu der „zentralen Bibliothek" der
A.Z. (vgl. Ziff. 3). Letztere ist eine Teilbibliothek mit umfangreichen Be¬
ständen (vgl. Ziff. 3.1 (4)). Ihre Hauptfunktionen sind die Verwaltung des
gesamten Bibliothekssystems sowie seine Planung und Organisation
und die „zentrale Buchbearbeitung: Erwerbung, Katalogisierung, Ein¬
band-und buchtechnische Arbeiten" (vgl.Ziff. 3.1 (1) und 3.1 (3)).Inder
Bielefelder Konzeption hat die „Bibliothekszentrale" die gleichen Funk¬
tionen wie die „zentrale Bibliothek". Sie ist jedoch im Vergleich zu letzte¬
rer nur in sehr eingeschränktem Maße Aufstellungsort von Büchern. Dies
ist der Hintergrund, vor dem die folgenden Anmerkungen zu den A.Z.
gesehen werden müssen.
Zu 3.1: a) Der Bibliotheksausschuß hält am Prinzip der dezentralen Auf¬
stellung der gesamten Literatur fest, d. h. auch die Magazinierung von Li¬
teratur erfolgt in den Fakultätsbibliotheken (in Bielefeld in der Form, daß
dafür Aufstellungsbereiche mit kleinerem Flächenstandard im Vergleich
zu denen für die aktuelle Literatur vorgesehen werden). Dadurch wird
nach seiner Auffassung verhindert, daß infolge der Schwierigkeit, sog.
minderwichtige Literatur auszusondern, forschungsintensive Bestände
in ein zentrales Magazin abwandern und damit dem Forscher nicht mehr
in wünschenswerter Weise zuhanden sind. Ein zentrales Magazin von
beschränkter Aufnahmefähigkeit für „unvorhergesehene Fälle" ist in der
Bauplanung vorgesehen.
b) Die Ausleihe ist nach der Bielefelder Bibliothekskonzeption eine in
die dezentralen Benutzungsbereiche (Fakultätsbibliotheken) verlagerte
Funktion. Sie kennt demzufolge keine „zentrale Ausleihbibliothek" im
Sinne der A.Z., d. h. die Ausleihe kann in keinem Fall von der Bibliotheks¬
zentrale übernommen werden. In diesem Zusammenhang lehnt der Bi¬
bliotheksausschuß - im Gegensatz zu den A.Z., die dies unter bestimmten
Bedingungen anheim stellen (vgl. Ziff. 3.1, 3.1 (3) und 3.2 (4))-grund-
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sätzlich die Übertragung von Funktionen der Bibliothekszentrale an Fa¬
kultätsbibliotheken und umgekehrt ab.
Zu 3.1 (4): a) Der Buchbestand der Bielefelder Bibliothekszentrale soll
sich auf das in den A.Z., Ziff. 3.1 (4), 3. Spiegelstrich, aufgeführte Material
beschränken. Dazu können in gewissem Umfang Bestände kommen, die
nicht ohne Rest auf die Fakultätsbibliotheken aufteilbar sind, z. B. Akade¬
mieschriften. Fachbibliographien gehören grundsätzlich in die Fakul¬
tätsbibliotheken. Mehrfachexemplare davon stehen im Informationszen¬
trum der Bibliothekszentrale, soweit sie für den Bibliographier- und Si¬
gnierdienst unentbehrlich sind.
b) Der Bibliotheksausschuß hält die Einrichtung einer zentralen Lehr¬
buchsammlung gemäß A.Z., Ziff. 3.1 (4), 2. Spiegelstrich, für eine Maß¬
nahme, die eine Zweiteilung des Hochschulbetriebs in einen Forschungs¬
sektor und einen bloßen Ausbildungssektor begünstigen würde. Er emp¬
fiehlt aus diesem Grunde die Placierung von Lehrbüchern - bei wahlwei¬
ser Aufstellung an einer Stelle oder Verteilung entsprechend der Fach¬
systematik-in den Fakultätsbibliotheken.
Zu 3.2 (1): Die Bildung gemeinsamer Fachbibliotheken wird unter den
Voraussetzungen homogener Fachstrukturen und günstiger räumlicher
Zuordnung zu den Arbeitsräumen der beteiligten Fakultäten sowie unter
dem Aspekt ökonomischen Personal- und Mitteleinsatzes für empfeh¬
lenswert gehalten. Jedoch darf dies nicht zur Aufhebung spezifischer
bibliothekarischer Interessen der an einem solchen Zusammenschluß
Beteiligten führen.
Zu 4.1: a) Das „übergeordnete Gesamtinteresse des einheitlichen Biblio¬
thekssystems" wirkt in der in Klammern angegebenen Spezifikation kon¬
struiert. Das Gesamtinteresse der Bibliothek kann nur in der in ein Aus¬
gleichsverhältnis gesetzten Summe der Einzelinteressen bestehen,
b) Die von den A.Z. empfohlene „Entscheidungsstruktur aus dezentralen
und zentralen Zuständigkeiten" muß die Kompetenz der Fakultäten in an¬
gemessener Weise einbeziehen (vgl. oben, Seite 1, 2).
Zu 4.2: Der Ausdruck „einheitliche Benutzungsformen" kann in dem Sin¬
ne gedeutet werden, daß die Bibliotheksbenutzung einem starren Katalog
von Regulationen unterliegt, die auf fakultäts- und ausbildungsspezifi¬
sche Unterschiede hinsichtlich der „Buchintensität" keine Rücksichtneh¬
men. Offenbar ist allerdings gemeint, daß bestimmte Benutzungsformen
(z. B. Ausleihe in der von der Bibliothek vorgeschriebenen Form, Einhal¬
tung der Leihfrist) von allen Benutzern gemeinsam beachtet werden müs¬
sen.
Zu 5.1: Der Bibliotheksausschuß hegt die Befürchtung, daß solche „Mo¬
delle" und „Richtwerte" dazu führen könnten, den Fakultäten zumindest
die Größe ihrer Bibliothek vorzuschreiben und sie damit in der Ausübung
von Forschung und Lehre einzuengen. Dagegen werden Gutachten zur
bibliothekarischen Ausstattung von Fakultäten oder Fachbereichen unter
maßgeblicher Beteiligung von Fachwissenschaftlern für eine wün¬
schenswerte Planungsvoraussetzung gehalten.
Zu 6: Der Bibliotheksausschuß tritt für alle z. Z. möglichen Schritte zur
Einhaltung und Förderung eines einheitlichen Bibliothekssystems der
Gesamthochschule ein. Dabei muß jedoch eine Störung des Betriebs der
noch mitten im Aufbau befindlichen Universitätsbibliothek unbedingt
vermieden werden. Als praktikabler Weg einer schrittweisen Integration
wird vorgeschlagen, daß sich die bibliothekarischen Einrichtungen des
Gesamthochschulbereichs an der organisatorisch und bestandsmäßig
am weitesten fortgeschrittenen Bibliothek orientieren. Dies kann z. B.
dadurch realisiert werden, daß Bibliothekare der Pädagogischen Hoch-
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schule und der Fachhochschule zu Dienstbesprechungen und Planungs¬
gesprächen der Universitätsbibliothek zugezogen werden. Ferner wird
die baldige Einrichtung einer gemeinsamen Planungskommission aus
Vertretern aller bibliothekarischen Einrichtungen des Gesamthoch¬
schulbereichs empfohlen.
Zu 7: Die Empfehlungen der A. Z. zur Einrichtung von Verbundsystemen
und überregionalen Dienstleistungszentren wird ohne Vorbehalt begrüßt.

Fachhochschule Bochum

Der Rektor,
Bochum, den 15. 6. 1973
Die mit Erlaß vom 19.3.1973 übersandten Zielvorstellungen waren Ge¬
genstand der Beratung der Bibliothekskommission der Fachhochschule
Bochum. Zu den „Allgemeinen Zielvorstellungen" nimmt die Fachhoch¬
schule Bochum wie folgt Stellung:

Die Fachhochschule Bochum begrüßt die Bemühungen der Planungs¬
gruppe „Bibliothekswesen im Hochschulbereich NW" um eine sinnvolle
Integrierung aller an einem Hochschulort bestehenden bibliothekari¬
schen Einrichtungen. Sie verspricht sich hiervon für die Lehrenden und
Lernenden an der Fachhochschule nicht unerhebliche Vorteile beim Zu¬
gang zu der Literatur, die sich mit den wissenschaftlich-theoretischen
Grundlagen der jeweiligen Studiengänge beschäftigt. Soweit die bisher
bescheidenen Bestände der Fachhochschulbibliothek dies zulassen, ist
die Bibliothekskommission umgekehrt auch gerne mit einer Benutzung
der Fachhochschulbibliothek durch die Universitätsangehörigen einver¬
standen.

Auch von einer Integrierung der Bibliotheksverwaltungen sind nach
Ansicht der Fachhochschule Bochum Vorteile zu erwarten. Einsparun¬
gen sind bei den Personal- und bei den Sachmitteln (Wegfall der Beträge
für die Bibliothekszentrale) mit Sicherheit vorauszusehen.

Die Fachhochschule bittet jedoch, folgende Voraussetzungen zu be¬
achten, unter denen sich ihrer Ansicht nach die Vorzüge einer integrier¬
ten Gesamthochschulbibliothek am besten entfalten können.

Es müßten
a) gute Kurierdienste im Gesamthochschulbereich rechtzeitig einge¬
richtet werden;
b) gute zentrale Kataloge aller Buchbestände des Gesamthochschulbe¬
reiches und ggf I. sonstiger Bibliotheken der öffentlichen Hand zur Verfü¬
gung stehen;
c) alle Informationen, die im Gesamthochschulbereich zur Verfügung
stehen, mit schnellem Zugriff erreichbar sein (Einsatz von Fernschrei¬
bern, Telex- und Datensichtgeräten);
d) alle gegenwärtig vorhandenen Bestände an ihrem derzeitigen Ort ver¬
bleiben, so lange die bauliche Situation eine stärkere Konzentrierung
noch nicht erlaubt;
e) gemeinsame Aufstellungs-Systematiken geschaffen werden;
f) die besonderen Belange der Fachhochschulbibliothek im Gesamt¬
hochschulrat tunlichst durch Anhörung von Mitgliedern der Bibliotheks¬
kommission gewahrt werden, vor allem bei der langfristigen Planung im
Bibliotheksbereich.
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Fachhochschule Dortmund

Bibliothekskommission,
Dortmund, den 20. 6. 1973
Die Bibliothekskommission des Senats der Fachhochschule Dortmund
hat wiederholt den Inhalt der „Allgemeinen Zielvorstellungen" diskutiert
und in ihrer Sitzung vom 15. Juni 1973 beschlossen, zu einer als wesent¬
lich erachteten Frage schriftlich Stellung zu nehmen. Die Bibliotheks¬
kommission ist der Auffassung, daß es nicht gutzuheißen ist, Fachbiblio¬
theken grundsätzlich als Präsenzbibliotheken einzurichten, denen nur in
besonderen Fällen Funktionen zentraler Bibliotheken zuzuweisen sind
(Ziff. 3.2 (1 und 4), S. 11/12 der Zielvorstellungen). Sie ist davon überzeugt,
daß auf unabsehbare Zeit die gegebenen Verhältnisse (Ziff. 6, S. 18), ins¬
besondere die weiten Entfernungen zwischen den Fachbereichen bzw.
der Bibliothekszentrale und den Bereichsbibliotheken, oft dazu nötigen
werden, den umgekehrten Weg einzuschlagen, d. h. manche Aufgaben zu
delegieren, zumindest aber Ausleihfunktionen auf Fach-(Bereichs-)Bi-
bliotheken zu übertragen.

Fachhochschule Köln

Der Rektor,
Köln, den 24. 9. 1973
Den von der Planungsgruppe erarbeiteten „Zielvorstellungen" wird sei¬
tens der hiesigen Fachhochschule insgesamt zugestimmt.

Da Sie mit Ihrem o. a. Erlaß von einer „etwaigen Stellungnahme" ge¬
sprochen haben, ist es seitens der Fachhochschule versehentlich unter¬
blieben, Ihnen die vorstehend genannte Stellungnahme zuzuleiten.

Fachhochschule Lippe

Der Rektor,
Lemgo, den 18. 6. 1973
Die Bibliothekskommission der Fachhochschule Lippe hat in einer Sit¬
zung vom 6.6.1973 sich mit den Zielvorstellungen für das Bibliotheks¬
wesen befaßt. Die Bibliothekskommission des Senats der FH Lippe sieht
in den Empfehlungen grundsätzlich genügend Spielraum für die Ver¬
wirklichung besonderer Ideen und Vorstellungen. Die Bibliothekskom¬
mission begrüßt, daß die vorgelegten Empfehlungen räumlichen Sonder¬
heiten ausreichend Rechnung tragen und ist der Auffassung, daß alle aus
diesen Empfehlungen abgeleiteten Vorschläge, Anregungen oder Vor¬
schriften diesen Punkt in gleicher Weise berücksichtigen müssen.

Fachhochschule Münster

Fachhochschulbibliothek,
Münster, den 12. 7. 1973
Prinzipiell halte ich die hier formulierten Überlegungen für berechtigt und
praktisch durchführbar, im einzelnen scheint mir die Situation der ver¬
schiedenen Hochschulbibliotheken im GHB zu wenig berücksichtigt. Das
gilt in besonderem Maße für die Fachhochschulbibliotheken, die mit ein¬
zelnen Fachbereichen institutionell und etatmäßig verbunden sind, ob¬
gleich sie zentral verwaltet werden. Die Struktur dieser Fachbereiche ist
in starkem Maße von den Vorgängerinstitutionen (Ingenieurschulen,
Werkkunstschulen usw.) geprägt worden. Eine einheitliche Buchaufstel-
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lungssystematik ist daher erforderlich, um die verschiedenen - d. h. nach
verschiedenen Fachgruppen, die sich aber zwischen den Fachbereichen
häufig überschneiden, geordneten-Buchbestände im Hinblick auf eine
intensivere und rationellere Benutzung zweckmäßig zu koordinieren.
Auch der Aufbau von Zentralkatalogen ist zu diesem Zweck erforderlich.
Die Frage ist nur: Sind diese einheitlich aufgestellten und zentral katalo¬
gisierten Bestände ohne weiteres in den GHB integrierbar? Inwieweit
decken sich z. B. die Vorstellungen des HBZ über Fachgruppen und Ko¬
dierungen mit denen, die für den gegenwärtigen Aufbau einer funk¬
tionsfähigen FHB erforderlich sind? Für den Aufbau der GHB-Bibliothek,
der „schrittweise" erfolgen soll (s. 6.), ist m. E. eine Präzisierung der
„Zielvorstellungen ..." im Hinblick auf eine einheitliche Systematik drin¬
gend notwendig, wobei vorab die Frage geklärt werden müßte, ob es sich
um eine „Aufstellungssystematik" oder einen „Systematischen Katalog"
handeln soll. Zur Zeit erfolgen Aufstellung und Katalogisierung innerhalb
der einzelnen Bibliotheken des GHB jedenfalls nach so verschiedenen
Gesichtspunkten, daß eine Koordinierung und zentrale Verwaltung der
Bestände fast illusorisch erscheint.

Die Gliederung der GHB-Bibliothek in die zentrale Bibliothek (s. 3.1)
und die Fachbibliotheken (s. 3.2) kann nur dann als sinnvoll angesehen
werden, wenn zentrale Dienstleistungen wie Katalogisierung und Erwer¬
bung auf Grund eines einheitlichen Bibliothekssystems auch wirklich
zentral durchgeführt werden können.
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Sozialakademie Dortmund

Akademieleiter,
Dortmund, den 15. 7. 1973
Wir haben mit großem Interesse von den Zielvorstellungen der Planungs¬
gruppe Kenntnis genommen. Die Bibliothek der Sozialakademie kann
mit ihren nur rd. 10000 Bänden auch im Rahmen der Gesamthochschule
nach den Planvorstellungen eine Bereichsbibliothek bleiben, die z. Z.
bemüht ist, sich der Bibliotheksorganisation der Universität Dortmund
anzupassen.

Weitere Stellungnahmen und evtl. Konkretisierungsvorschläge zu den
Zielvorschlägen können nicht erbracht werden.

Staatliche Kunstakademie Düsseldorf

Bibliothek,
Düsseldorf, den 5. 7. 1973
Die Bibliothek der Staatlichen Kunstakademie Düsseldorf nimmt zu den
o. g. „Allgemeinen Zielvorstellungen" Stellung, obgleich in ihnen nur die
GHB-Bibliotheken im Sinne des Gesamthochschulentwicklungsgesetzes
angesprochen worden sind (Ziff. 0.2).

Wir begrüßen die Empfehlungen und haben an ihnen weder etwas
auszusetzen noch hinzuzufügen. Da die Staatliche Kunstakademie Düs¬
seldorf jedoch weder der Gesamthochschule noch der GHB-Bibliothek
angehört, entfallen für ihr Bibliothekssystem viele der Zielvorstellungen,
u. a. die Anordnungen, die die Ausleihe und die Teilnahme am Fernleih¬
verkehr betreffen. Am Fernleihverkehr kann sie sich ohnehin nicht betei¬
ligen, da sie als Präsenzbibliothek nur an den Lehrkörper und an die ein¬
geschriebenen Studenten des Hauses entleihen kann. Auch fehlen ihr die
Etatmittel für die in Ziff. 2.2 empfohlenen Mehrfachexemplare, was die
Fremdausleihe ebenfalls unmöglich macht. Sie stellt jedoch den Lesern
anderer Hochschulen die gewünschte Literatur im Lesesaal zur Verfü¬
gung.

Trotz dieser Vorbehalte möchte die Bibliothek der Staatlichen Kunst¬
akademie Düsseldorf im Sinne des Verbundes mit der GHB-Bibliothek
fruchtbar zusammenarbeiten, Informationsaustausch pflegen und ihren
Bestand mit Hilfe der Einrichtungen, die unter Ziff. 2.1 genannt sind, nutz¬
bar machen.

Damit diese Zusammenarbeit erfolgreich wird, müßte die Bibliothek
der Staatlichen Kunstakademie Düsseldorf allerdings in den Informa¬
tionsdiensten der GHB-Bibliothek angeglichen werden:
a) durch die Ausstattung der Bibliothek (u. a. Raum für Einzel- und Grup¬
penarbeitsplätze)
b) erhöhter Ankaufsetat, auch für Mehrfachexemplare
c) Informationshilfen (Mikrokopien, audio-visuelle Materialien, Kopier¬
und Fotodienste).

Zu 2 (Aufgaben der Bibliothek) möchten wir auf folgendes hinweisen:
Die Bibliothek der Staatlichen Kunstakademie Düsseldorf kann die Lite¬
raturdokumentation ihrer Bestände bisher nur in einem veralteten System
(Kapselkatalog) anbieten. Außerdem besitzt sie keinen Schlag- und Stich¬
wortkatalog. Seit 1968 ist die Umkopierung dieses Kapselkataloges auf
das internationale Karteikartensystem geplant, kalkuliert mit den dazu¬
gehörenden Katalogschränken und Jahr für Jahr im Haushaltsvoran¬
schlag beantragt worden, wurde aber bisher nicht bewilligt. Mit Hilfe der
zweiten bzw. dritten Kopie eines jeden Katalogzettels könnte der Schlag-
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und Stichwortkatalog - bei immerhin ca. 38000 Titeln - in realtiv kurzer
Zeit erstellt werden und somit einer breiteren Information, auch für die
Gasthörer und Seminarteilnehmer der Universität undderPädagogischen
Hochschule dienen. Die Bewilligung dieses Vorhabens ist unbedingt not¬
wendig, damit die elementaren Voraussetzungen für die Mitarbeit im Ver¬
bund gegeben sind.

Wir würden uns freuen, wenn Sie uns in die Lage versetzen würden,
Ihren Empfehlungen voll und ganz folgen zu können.

Staatliche Hochschule für Musik Westfalen-Lippe
Nordwestdeutsche Musikakademie Detmold

Der Direktor,
Detmold, den 12. 7. 1973
Die Hochschule begrüßt die Entwicklung von „Allgemeinen Zielvorstel¬
lungen für das Bibliothekswesen in den Gesamthochschulbereichen des
Landes Nordrhein-Westfalen", wie sie von der dafür eingesetzten Pla¬
nungsgruppe des Ministeriums im März dieses Jahres vorgelegt worden
sind.

Ich möchte zum gegenwärtigen Zeitpunkt jedoch von einer eingehen¬
deren Stellungnahme absehen dürfen, da die Detmolder Hochschule
1. noch mit der organisatorischen, personellen und inhaltlichen Zusam¬
menführung der bisherigen berufsbildenden Abteilungen der städti¬
schen Konservatorien Dortmund und Münster als Institute der „Staat¬
lichen Hochschule für Musik Westfalen-Lippe" beschäftigt ist (s. Bek.
des Mi nisters für Wissenschaft und Forschung vom 19. 4.1973-111 B 5
41 -0/3 betr. „Vorläufige Satzung der Staatlichen Hochschule für Musik
Westfalen-Lippe"),
2. nach § 30-32 des GHEG vom 30. 5.1972 die Aufgaben der „Kunst¬
hochschulen im Verbund" durch Bildung einer „Fachkommission des
Verbundes" erst zu konkretisieren beginnen kann, sobald der am 23.5.
1973 konstituierte Gesamthochschulrat des Gesamthochschulbereichs
Bielefeld in der Lage sein wird, sich mit dem speziellen Fragenkreis der
Zusammenarbeit der Kunsthochschule mit der Gesamthochschule zu
beschäftigen, und
3. auch auf dem Sektor des Bibliothekswesens noch klären muß, wie die
unter 1. genannten Institute Dortmund und Münster in dieser Hinsicht
künftig zu versorgen sind, nachdem § 30 (4) GEHG bestimmt, daß „Nicht
am Sitz der Kunsthochschule befindliche Abteilungen mit den am glei¬
chen Ort befindlichen Gesamthochschulen oder Einrichtungen der Ge¬
samthochschulbereiche zusammenarbeiten können".
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